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Disclaimer

Conformément au règlement (CEE, Euratom) n° 354/83 du Conseil du 1er février 1983
concernant l'ouverture au public des archives historiques de la Communauté économique
européenne et de la Communauté européenne de l'énergie atomique (JO L 43 du 15.2.1983,
p. 1), tel que modifié par le règlement (CE, Euratom) n° 1700/2003 du 22 septembre 2003
(JO L 243 du 27.9.2003, p. 1), ce dossier est ouvert au public. Le cas échéant, les documents
classifiés présents dans ce dossier ont été déclassifiés conformément à l'article 5 dudit
règlement.

In accordance with Council Regulation (EEC, Euratom) No 354/83 of 1 February 1983
concerning the opening to the public of the historical archives of the European Economic
Community and the European Atomic Energy Community (OJ L 43, 15.2.1983, p. 1), as
amended by Regulation (EC, Euratom) No 1700/2003 of 22 September 2003 (OJ L 243,
27.9.2003, p. 1), this file is open to the public. Where necessary, classified documents in this
file have been declassified in conformity with Article 5 of the aforementioned regulation.

In Übereinstimmung mit der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 354/83 des Rates vom 1.
Februar 1983 über die Freigabe der historischen Archive der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft (ABI. L 43 vom 15.2.1983,
S. 1), geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1700/2003 vom 22. September 2003
(ABI. L 243 vom 27.9.2003, S. 1), ist diese Datei der Öffentlichkeit zugänglich. Soweit
erforderlich, wurden die Verschlusssachen in dieser Datei in Übereinstimmung mit Artikel 5
der genannten Verordnung freigegeben.



KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

KOM(73)2059 endg.
Brüssel , den 11 . Dezember 1973

MITTEILUNG DER KOMMISSION AN DEN RAT

über die Durchführung des Artikels 39 des Zusatzprotokolls
zum Ankara-Abkommen

KOM(73 ) 2059 endg.



I. RECirPLICH^ CïïUHPUCS

Der beiliegend« Vorentwurf betrifft die Durchführung des Artikels 39 . des Zu-
o&tzprotokolls zuja Ankara-Abkoaiaen9 der folgendes bestimmt :

"1 . Der Ascoziaiicnsrat erläßt vor- dem Ende des ersten Jahres naoh Inkraft–
treten dieses Protokolls Bestimmungen auf dec: Gebiet der sozialen Sicher­
heit für Arbeitnehmer türkischer StCvatGangehöri,^ceit 0 die von einen I-Iit–
Gliedstaat in einen anderen zu– oder abwandernp sowie für deren in der
Gemeinschaft wohnenden Fraiilien.

2 . Diese Bestinnungen müssen e3 ermöglichen, daß für Arbeitnehmer türki­
scher Staatsangehörigkeit die in den einzelnen Mitgliedstaaten zurück­
gelegten Yersicherungs– oder Besch'vftigungszeiten in Sesutf auf Alters-^
Hinterbliebenen– und Invaliditäterenten sowie auf die Krankheitsfürsorge
für den Arbeitnehmer und seine in der Gemeinschaft wohnende Faasilie nach,
noch festzulegenden Regeln zuscninengarechnet werden* Hit diesen Dcstia–
r.ungen dürfen die liitgliedataaten der Geseinschaft nioht vorpflichtet
werden, die in der Türkei zurückgelegten Zeiten su berücksichtigen.

3. Die genannten Bestimnungcn missen die Zahlung der Famil ienzul »gen für
den Fall sicherstellen^ daß die Familie des Arbeitnehmers in der Gemein­
schaft wohnhaft ist .

4. Für die Alters-, Hinterbliebenen– und Invalidit:i.tsrenten# die auf Grand
von nach Absatz 2 erlassend« Bentiravungen erworben wurdens ra\iß die Höf­
lichkeit einer Ausfuhr in dio Türkfti bestehen .

5» Die in diesen .Artikel genannten Bestiracungen becintrüchtigm dies sich
aus den zweiseitigen Abkoianen zwischen der Türkei und den Mitgliedstaar»
ten der Ceaeinsschaft ergebenden Kochte und Pflichten insoweit nicht #
als solche Abkooaen für türkische StÄ-atsangehörigG eine günstigere Rege­
lung vorsehen."

Hachdfcai das Zu9atzpretekoll jyn 1 « Januar 1973 in Kraft getreten iot ? muß der
Assoziationsrat diese EeBtiiisiungea vor desx 1 . Januar 1974 erlassen.



il. ALi/ïrareuns

A« Die rcenx-rrtige versicherun,«rsrechtliche Lo~e der türkischen / rbeitn

Der sozialversichcrungsrechtlicho Schutz der türkischen Arbeitnehmer, die
in der C-caeinschaft beschäftigt werden, ist gegcnv'lrtig in der Hauptsache
durch zwei Arten internationaler Vertragsverke gew^.hrlcistets
1 « Durch, die zwischen d®r Türkei und einzelnen Hitgliedstaatcn geschlosse­

nen zweiseitigen Abkccaen (Deutschlandt Belgien, Frankreich, die Nieder­
lande, Vereinigtes Königreich. Zwischen der Türkei und Dänemark ist ein
zweiseitiges Abkommen unterzeichnet, aber nicht ratifiziert ).

2» Durch die von den HitGliedstaaten und cler Türkei ratifizierten Vorläufi­
gen Europäischen Abkoraaen des Europarats , die folgendes sicherstellen :
a) Die Gleichbehandluag in Hainen der innerstaatlichen Beehtovorschrif-

ten. Diese Gleichbehandlung ißt jedoch ziemlich strengen Y/ohnklau-
aeln unterworfen, hauptsächlich in Bezug auf Leistungen in Kaisen
eines nicht auf Beiträgen beruhenden Systems»

b) Durch die Gleichbehandluiig der Staatsangehörigen eines Kitgliedctaats
des Europarats wie Staatsangehörige anderer Mitgliedsstaaten, die cur
Durchführung dieses Abkommens untereinander ein zweiseitiges Abkommen
über soziale Sicherheit geschlossen haben, ( l )
Da3 Netz dieser Abkommen ist jedoch unvollständig, ihre Vorschriften .
cind von einan zun anderen AA-vimea unterschiedlich, und die meisten
Abkommen sind seit des . önkrafttreten der Geaeinschaftsverordnungen nicht
auf den neuesten Stand gebracht worden.

^■i.Die Anwenf/img dieser beiden Grundsätze unterliegt eazßer&ca einigen in An­
hang III' au den Äbkcaraen niedergelegten Vorbehalten, die in wesentlichen

'£>• ' den Ausschluß bestimmter beitragstuaabhÄngiger Leistungen (Vereinigtes Kö­
nigreich, Prankreich , Italien, Luxcnburg, Belgien ), der Geburtabeihilfen
in Frankreich und Luxemburg und des deutsch-belgischen Abkoaaens über Ar–

. , beitelo Seeversicherung aus ihrea Geltungsbereich betreffen«

/ ; Wie sieht die versicherungsrcchtliche Lage der in der Gemeinschaft besch'lf–
tigten türkischen Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der vorgenannten be–

f " stehendes* Vertragswerke hinsichtlich, der Gleichbehandlung, Zunaranenrechnuns
der Zeiten und Leistungsausfuhr, die die Grundprinzipien der sozialen Si­

. cherhait auf internationaler Ebene darstellen, aus?

–Hinsichtlich der Gleichbehandlung bestehen , falls dicco nicht durch die
j" .• • "innerstaatlichen Rechtsvorschriftcm gewährleistet ist – wie dies in eini–

gen Jlitgliedstaaten bei mitunter nichtigen Leistungen der Fall ist – und
" wenn keine zweiseitigen Abkoaaen bestehen, bestimmte Ungleichheiten, die

r'y durch die Vorläufigen Abkommen wogen der Wohnklauseln nur zun Teil gere–7 gelt werden.
,ß – Hinsichtlich dc-r Zussaraenrechnuag der Versicherungs-, Eocch'iftigungc– bnv:.

Uohnzeiten bewirkt der unterschiedliche Geltungsbereich der zwischen den

( 1 / Die auf der Grundlage des Artikels 51 des EWG–'Vertrages geschaffenen Gencin,–
cchal'tr,Verordnungen sind an die Stelle der zwischen den Ilitgliedstaaten ge­
schlossenen zweiseitigen Abko.Tj .ien getreten » allerdings nur in Uezug auf den
voq Geltungsbereich dieser Veroi'dnungen erfaßten Personenkreis . Diese Abkom­
men finden also auch weiterhin Anwendung, u.a. auf die Staatsangehörigen
der übrigen Hitgliedstaaten, des Europarats »
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Kitgliedstaaten untereinander bestehenden und der arischen einem Mitglied–
ctaat und der Türkei bestehenden zweiseitigen Abkommen, daß die Versiehe–
runrsinufbahn des in mehr als einem MitGliedstaat beschäftigt gewesenen
türkischen Arbeitnehoera nienalo als Ganses berücksichtigt, sondern zer-
Etückslt uird„ und swar dadurch«, daß dio in der Türkei zurückgelegten Ver–
sicherungczoiten auf Grund eines Vertrages nicht berücksichtigt v;erden
dürfen oder dio in einea der Hitgliedatästen zurückgelegten Vers ichcnmgs–
Zeiten auf Grund eines anderen Vertragsworkes gleichfalls unbeachtet blei­
ben.

– Die Lcistungsauöfuhr in dio Türkei ist nur bei den Leistungen ßicherge-
otellt , die ein Mitgliedstaat schuldet , der mit der Türkei durch ein svrei–
ositige3 Abkommen gebunden ist « Ungekchrt dürfen die türkischen Leistun­
gen nicht in diesen Mitgliedsstaat ausgeführt werden»

Daraus folgert ^ daß nur derjenige Arbeitnehmer ©inen Kehr oder weniger voll­
ständigen Schutz genießt , der nur in einesa mit der Türkei durch ein zwei­
seitiges Abkoamen gebundenen Mitgliedstaat beschäftigt gewesen. ist « Handelt
es sieh aber uia Arbsitneli-uerg die in nehr als einen llitgliedstaat besch'if– '
tigt v;areu, so ist dieser Versicherungsschutz nicht .uur bruchstückhaft 9
sondern er wirft namentlich bei der Gewährung der Ilenien und Hebenl eistirri­
gen (l^ankenveraichei*ung) komplizierte; Fragen &uf9 dio noch komplizierter
werden, wem dio beteiligten I-Iitgliedßtaatsa untereinander ein aweisciti–
ges Abkcnsnen geschlossen haba.ru das auf Grund der Vorläufigen Abkoaaaca auf
die türkischen Arbeitnehmer anzuwenden ist «

Es ist claa erforderlich# die eich. sus «Lea? gegenwärtigen Situation ergeben­
den Lücken und Zucaniraeiüiaagslosigkoil; durch einfacher zu handhabende ein­
heitliche Vorschriften za. bsoaitigsn. Artikel 39 des 2 <io at v;protoko11s 9 des­
sen Absatz 2 die iK^'ücksichbigimg der in der Türkei sorückgolegten Versiehe-
ruagsaeitoa foraell casßchli «ßT pvcrwirkl icht dieses £iel nur ZUK Teil» Eine
rationelle und vollständige Losung der oben aufgeführten Probleme würde
n^ralich dio Schaffung eines Vertrogsweikea orfordern0 dessen Geltungsbe­
reich die Reohtcvorocliriften sowohl der Kitgliedotaatcn als aucJa der Türkei
traf aßt lütte , Pde gcraHß Artikel 39 zu treffenden Maßnahmen können deshalb
nur dio Fragen regeln^ die sich bei der Anwendung der Rechtsvorschriften der
Hitgl ie'lotaaten ergeben und als solche vornehmlich darauf ausgerichtet eind„
an die Stelle der zweiseitigen Abkommen zwischen IJitglicdstaaten zu treten,,
dio auf Grund der Vorläufigen Abkommen für dio türkischen Arbeitnehmer gel­
ten.

4
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3. AMcl de3 /.rtikeley Sec Zuc:r.t??pr*otolcoll8

Ira Einblick darauf^ daß Kit der Itock?ül}run£ des Artikels 39 finanzielle
und verv;altun£o.Trißi£e Solastunken nur für die Träger der sozialen Sicher­
heit der Kit^liedotaaten entstehen werden» hat die Zozraission es für nai­
v/endig erachtet ^ vor Aucarbcitung eines Beschlußentwarfs die Stellungnahme
der Sachverständigen der 2-litgliedctaaten einzuholen. Zu diesem Zvieck wurde
dio Verwaltutisskoraai3 siou für die soziale Sicherheit der Y.'anderarbeitnehnicr
bei der Kcunission der Europäischen Gemeinschaften, die u.a. die Fragen zu
regeln iiat 0 die sich bei der Auslegung bzw. IJurchführuns der Geaeincchafts–
Verordnungen über dio aoziale Sicherheit ergeben, angehört«

Xu der Vcrwaltungskoareisaicn haben aich zwei Tendenzen herausgebildet s

– Die erste Tendenz geht dahin» Artikel 39 völlig wörtlich eiujsulegenj
– in Gebensata dazu geht die aweite S'endens dahin8 dieses Artikel mehr dem

Geiste des Ankara Abkommens entsprechend auszulegen .

l ) Den Befürwortern der wörtlichen Auslegung zufolge sollte eich der vca As–
coziationsr&t zu fassende Seschluß

nicht auf den. Grundeata der Gl eichbehandl'un&' im Safeien der einzelctaat–
liehen RtohtovorSchriften featlo,S'enf da in Artikel 37 des Zuaatsproto-
lcolls mir von nicht unterschiedlicher Behaadlxuuj hinsichtlich der Ar­
beitsbedingungen und des Entgelts die liede ictj

– hinsichtlich des persönlichen Goltnngsberoichs auf diejenigen türkischen.
•ArteitneLner^ diet aachdca für sie die Rechtsvorschriften eines Mitglied–
Staates gegolten haben , die Rechtcvorcchriftca eines oder mehrerer ande­
rer Mitgliedsstaaten gelten oder galten^ exaf ihre Familienangehörigen. und
ihre Hinterbliebenen "beschränken B woait dio Arbeitnehmer, für die dio
Rechtsvorschriften mir eines witgliedstaatea galten oder galten, die
Ck»enzg" ngcr9 die in sichreren rdtgliedstaatea beschäftigten Arbeitneiner,
die entsandten Arbeitnehmer^ die Arbeitnebaer ia Internationalen Ver­
kehrswesen, die Seeleute usw. 9 eewie die Familienangehörigen, die iri
Gebiet einen anderen ilitgliedst&ats als des zastaadigea Staates wohnen*

. ausgeschlossen w'iren.

Artikel 39 des Zusatzprotoko11 s verfolge den Zweck, die geographische
und beruflich« Mobilität der türkischen Arbeitnehmer ira Rehnen der Ar­
tikel 37 trad 3'3 dea Zusatzprotokolls zu fördern^ die für sie die schritt–
weise Herstellung; der Freizügigkeit innerhalb der Gemeinschaft eraögli–
chca sollen.

Dia auf Grund den Artikels 39 Zu nchaffenden Vorschriften sollten nieh
demzufolge darauf beschränken, di& Fragen der aus einea Ilitgliedctaat
in einen anderen abändernden erwerbstätigen Arbeitnehmer unter Aus–
schltvß der nur in einca einzigen Kitjjliedstaat tätigen Arbeitnehmer in
der Hauptsache auf d©a Uege über die Zuca:aaenrcchaung der Versicherungs–
bzw. Iksachnftigangszeiten zu regeln.



– hinsichtlich des sachlichen Geltungsbereichs keine Bectinzmrgen über /r~
beitsunfall– und Barufskrankheitenvcrsicheninsj Arbeits1osenversichc-runs
tind Sterbegeld enthalt en9 da diese Vera icherun^cfille bzw. Leistungen nicht
in Artikel 39 aufgeführt cindj

– die Ausfuhr in dio Türkei nur bei Renten vorsehen^ die cnf C-rund der An–
vjoaduns der Rechtsvorschriften mindestens zweier llitglicdstaatsn erworben
wurden* da dio etwaige Ausfuhr von Renten, die au? der Grundlage enrorbea.
vmrden# daß die Rechtsvorschriften. nur eines llit^liedstaates maßgebend

. varen9 weiterhin durch die internen Rechtsvorschriften des beteiligt en
Staates oder da3 wischen diesen Ilitglicdstaat und der Türkei bestehende
zweiseitiges Abkommen geregelt wirdj dar Beschluß dürfte such keine Leotin–
nungen enthalt en9 in denen dio tmbcschr'inlrte Überweisung einer infolge der
Erfassung; in den Rechtsvorschriften zweier lütgliedctaaten erworbenen Rente
in einen anderen als denjenigen I-IitGliedstaat vorgesehen istp in dea dar
lcistuagspflichtige Tr'iger seinen Sitz hat 5

– 3cn:ohI für den Arbeitnehmer als euch für seine Familienangehörigen keine
Ge~..'ührung von Krankheitsfürsorge iai Gebiet eines anderen als desjeni*;-^
witgl iedetaat 03 vorsehen, in dem der zuatTuidigo Tr~.ger seinen Sitz hat ;

– bei der Rentenberechnung dio Familienangehörigen nicht berücksichtigen,
dss heißt leoin.o Gcw'ihrarg von Rentenzulagen für unterhalt aberechtigt 0. Pa-
milieiiangehörige vorsehen.

Die Verfechter einer dem Geiste des Ankara Abkommens entsprechenden Auslegung
haben darauf hingewiesen , daß diese wörtliche Auslegung zu Inkonsequenzen und
unbilligen Ergebnissen führen würde . Sie würde immerhin dazu führen , daß die
auf Grund des Artikels 39 des Zusatzprotokolls zu erlassenden Vorschriften den
Ansprüchen , die den türkischen Arbeitnehmern bereits auf Grund der die Mitglied­
staaten untere inander bindenden zweiseitigen Abkommen zugutekommen , die auf Grund
der vorgenannten vorläufigen Abkommen gelten , nichts hinzufügen würden , wenn
nicht die Ausfuhr der Renten , die in Mitgliedstaaten erworben wurden , die kein
Abkommen mit der Türkei geschlossen haben , in die Türkei . Der Beschluß würde
sogar hinter diesen Abkommen zurückbleiben ? da die Tragweite der letzteren im
allgemeinen viel größer ist .

Es ist daher sti prüfen, ob eine andere Auslegung durch Artikel 39 des üviiaata– .
Protokolls tatsächlich «aosa3Cljloseca wird» Hierbei ist folgendes au beachten«
a ) der Wortl^vfc des Artikeln 39 l "-ßt in dieser Hinsicht einen gewissen Spiel-"

raun. In .Artikel 39 Absatz 1 heißt es rü&licli : "Der Assoaiationsrat erläßt
....... Seotirrmnjjen caf dea Gebiet der sozial on Sicherheit für Arbeiineh-
iaer türkischer Staatsangehörigkeit r die von einen riitGliedstaat in einen
anderen zu- oüev aüv;andcrn 9 covrio für deren in der Gc-ra einschaft lohnende
Ite/iilien". Ihm beginnen aber die Absätze 2 und 3 desselben Artikels hit
den V.'orten "Disco Bestimmungen niissen e3 ' ercio~lichen9 daß .......... itose^–
m^ngerechnct v.TerdenM bzw. "Die genannten liest ircnxuxgen riiisaen dio Zahltag
...•••«• sicherstellen". Diese Porrmlicriais bedingt anscheinend keine eiai–
schränkende Aualesung, condern läßt in Gegenteil die Fslscruns -an, ds:3 auf
Grund des ücaizes 1 i-Iaßnahaen Sudanstea der türkischen Arbeitnehmer zu
treffen sind und auf Grcnd der folgenden Absätze diese Haftnahmen insbesondere
dio £ussaaenrec.hnungj dio Zahlung der Familienanlasen rafasccn iy.'Insaii.
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b) Den Art ikel 39 Zusatzprotckolla gelier» unter Titel II ' "I^eisügigkeit
tznd liienstleistur^averkehr1 ' ta Kapitel 1 Beotiaaungen über dio Freizügig­
keit der Arbeitnehmer, insbesondere Artikel 36 9 voraus 0 worin die schritt–
weine Verwirklichung der Freizügigkeit der türkischen Arbeitnehmer in der
Gsaeinochaft 2wischesi dea l«12.7ö und deai 30.11.1936 vorgesehen ist . Ts
fragt sich, ob nsn Bit liücksickt darauf, daß "bis 1967 auf äieöesa Gebiet
keine Kaßnoine getroffen vrird. und tischen dieses.! Zeitpunkt und 1936 die
Freizügigkeit nur cchrittecise herbeigeführt vrird^ deswegen den tufang
der ns.ch Artikel 39 so. treffenden IJo^naftaen und insbesondere dessen per-
ec'rJLich«a Geltungbereich clucai^cn soll » Es hat nicht den /jischein9 daS
zvrischen diesen beiden Vorkehrungen eine so enge Lindung hergestellt
den suß. Art und Uafaog der Problexöj die oich für dio Arbeitnehmer durch,
ihre Wanderung innerhalb der Gemeinschaft in ZuCwUsenhang nit den Hechte–
Vorschriften über dio soziale Sicherheit Eteilexi, cind nicht an den Grad
der Liberal icierung der liaßnahnen in beaug auf l/anderungsbevregungen gekop­
pelt . Diese Probleme ersehen sich aua dea alleiniger. bastand der Zu– bjnr»
Ab;:andoran^' j, gleichgültig ob diese Wanderung allein auf die Anwendung
der jeweiligen einsolstaatlichen Politik ist Bsroich L'inrcis« xnziü. Aufcnt-

. holt zurückzuführen ist oder ob sie durch, gemeinschaftliche Kaünahnen
erleichtert wird» In diesem Z^xoatmenhang ist festauhalt&n? daß Artikel 39
in Gsgcaoat» au Artikel 36 keine Vorschrift über Portentvrielcltuag enth'llt »
Dies r.;:ir nicht Widers bei den LestIrrungen der Verordnungen I.'r® 3 und
IL?* 4@ die in Anwendung- des Artikels 51 des Vertrags ( EWG ) erlassen wurden ,
die noch vor den ersten Ger,: ~ inscha; t 3vornehrift cn über die auf Artikel 49
des- genannten Vertrages gestützte Freizügigkeit in Kraft traten und an de­
nen seit 1959 freilich erhebliche Verbesserungen vorgenommen wurden , die
aber seit dainals alle Verßicherungsfälle und fast alle Tatbestände erfaßten ,
die aus der Zu- und Abwanderung der Arbeitnehmer und deren Familien herrührten .

c) Keim die Vorbor-cdtimssarbeiten klar darauf hi^ideuten^ fiaß die KitfliorTctaa^'
ten nicht v.'ollttn, daß der Sachverhalt s der eich c'araus ergibt v daß füx-
dio ^rboitneh- er vor oder nzch ihrer Sesch'lftigung in der Geneinseift
die türkieebön Hechtovorachrift ca waßgÄcnd warca. bsar* ain&p auf Gcsexn–
BCluiitaobens Ixyriickcicht igunj finderi , 00 geht doch keinesv:ega her~
vorä daß dio nach Artikel 39 Abaats 1 :-u treffenden Vorkehrang i3 SUC:D;:J–

. Renhang ait der Stellung der türkischen Arbeitnehmer gegenüber den Gencin*
sch^'tzvo1*3ehriften allein innerhalb der Gcacir.cchc.ft streng auf die in
den Abssät aen 2 und 3 dieses Artikels behandelten 1>Y& »QXL bekrönst vrerclen

1 f> J « .;v»«lUtÜJ w

d) V.'ic ferr.er zu bemerken iot « haheoi die Vertreter der riitsliedstaaten bei
der Vcmj£&t«32skonrai3rjion bö?2itrast r daß dia iCosnisioioai für den. Pallg daß
cio sich für eine laiclißtabenjetreua Auslegung cjitßchicd<5# den Rat cuf die
davon zu. en-?art<Älcu Lücken w:id Inkoj-ü.3 equenc&n h5j;aJox3«a raüßto« Wenn ein­
zelne von ilaien cich lieber rrimdc-'ltslich .auf oiu-i buchstabengetreue Aur-~
Xffßmicr- - Ö.&3 Artikels:.39 T?C/Jchräiifccag • JÜÖ . lacsieadcca ;cio .'öaiiöiß ' DAÖ :;dioaör •/äißtV-
£«&Uiisa£»9.£ö «xiaa .leistlich, von dea Geaoiacchaftßctolleaa au entachei–
dende politische I^a.^e sei » iTotisdei vrnrden bei des? erschließende!*. Brörte–
nrriS ein© fioiho von Vors call'.' dio sich, ssif eine großzügigere Auslcgxxnj
otütsten, von der Jäehrheit der Sachvcratändi^csi ßihicti^ aufcanwsaoiu



4) Dieser Standpunkt läßt sich ferner durch, "besonder© Überlegungen zu jeden
der unter II B l ) aufgeführten Punkten untenasuem:
a) In Zussafleahang mit der Gl eichbohm?1im ^ gegenüber den einzelstaatlichen

Eechtsvorschrift cn würde es schuierig acin, diesen Grundsatz niclit in den''
Eeschluß einzubeziehen. Die Gleichbehendlung ist rünlich der ersto Grund­
satz der internationalen. Vertragswerte über soziale Sicherheit . Ferner
ict dieser Grundsatz in den üaadat niedergelegt 9 das der Rat der Kcanis–
cion für dio Verhandlungen nit den liaghreb-Lrindern erteilt hat ? und es
erscheint nicht gerechtfertigt ^ einca assoziierten Staat9 der auch Hit–
gliedstaat werden soll# daa au verweigern# was man den Ilaghreb-Staaten
zubilligen wird.

Schließlich hat der Gerichtshof wiederholt erklart 9 die Glcichbehandlung
etello eines der Grundprinzipien der Gaaainschaftsregeltmg auf desa Gebiet
der sozialen Sicherheit der Uanderarboitnehsaer dar, auch wenn dieser Grund­
satz in Artikel 51 des Vortrags, der dio juristische Grundlage für diese
Regelung abgibt 9 nicht erwähnt sei«

T>) Dio Begrenzung des pers onl 1chon Geltrmrcbereichs des Beschlusses auf Ar­
beitnehmer, für die die Kcchtsvorcchriften von zwei oder nehr Iiitglieustaa»-
ten naßgebend sind bzw. gewesen cind3 scheint ebensowenig vertretbar.
Es ict niralich schwer vorstellhar, daß der in das Zusatzprotokoll aufgc--
nonmeno Artikel 39 sn den Tatbestand der jnmd 700 000 türkischen Arbcit-
notooi-» dio in einem einzigen ''Htglicdotaat "beschÄftigt sind, vorbeigehen .
soll, va sich darauf zu be3ciu''uken8 die Verhältnisse der sehr begrenzten
Ansahl derer zu regeln, die sua:-lchst in cinera Hitgliedstaat gearbeitet ho­
ben und danach in einem anderen witgliodstaat beschäftigt sind oder Karen.
Ira übrigen würden durch diese Itegrenznng diejenigen Familienangehörigen des
Arbeitnehaers aus dem Geltungsbereich ausgeschlossen, die sich in eines rä-
deren Kitgliedstaat als denjenigen befinden,, in dc:a der Arbeitnehner beschäf­
tigt ist . Mehrere Sachverständigen, haben darauf hingewiesen, daß dieser iro.– '
stcuii ucsen der U.aterkunftspr^obl eae in einzelnen Staaten nichts Anßcrge– ■
wohnliches sei .

Die Worte "Arbeitnehmer, dio innerhalb der Gemeinschaft zu- oder abwandert
wurden einfach der Überschrift der Gesieinschaftsvorordaungen entnosraea «
Ursprünglich. lautete die Überschrift zu. diesen Verordnungen : w Ifanderarbsit–
nohacr" • Dieser Ausdruck besteht wegen der einschrHxlcenden Auslegungen} su.
denen dieser Titel zuweilen geführt hat (Rille der Rentner, Farailienango–
horigan, Urlauber) nicht r.ehr ioi Titel dieser Verordnungen.
Schließlich hat Artikel 39 Absatz 5 keine-n Sinn, wenn Artikel 39 die
Verhältnisse derjenigen türkischen Arbeitnehaer regeln sollte , die den
Rechtsvorschriften von zwei iiitgliedstaaten unterstanden habea, da die
bestehenden zweiseitigen Abkamen sr. Tischen der Türkei und IIitgl ieestaat ca.
laut liegriffsbestinmuig nur in den Zuziehungen zwischen jeden beteiligten
Kitgliedstaat und der Türkei gelten und folglich nicht günstiger oder xxi~~
günstiger als der Beschluß soin können.



. c) Uena einseine Sachverständige bein Durehlecea des Artikels 39 meinen korm–
ten9 für diejenigea Zweigo der cosialca Sicherheit » die nicht ausdrücklich
erwähnt einäf soi in Beschluß nichts vorzusehen» eo ist dies nicht dio Auf­
fassung der Koaxjiissian»
las den Vorarbeiten zur Ausarbeitung des Artikels 39 wird n'iulich deutlich^
daß die ilitgliedctaatea aus den sachlichen C- el Jcxqirzberoieh lediglich fol­
gendes ausschließen wolltea*
– die Zurechnung der in der Türkei j^zrüekgel egt cn Zeiten ?
– dio Zcüdiuig der Farail ieabeihilfeng wem dio Familie in der Türkei v;ohnt ;
– dis Eraiildicitofürsorge für dax Ärbeitaehiaer und soine Faiailiefl dio in
der Türkei wohnen ;

– clio jtrbe.itcío3enverexoherung.

Sterbegeld hingegen stellt keinen besoaderea Zweig der soaialen Sicherheit
dar» coadsra ist je nach Rechtsvorschriften der Ilitgliedstaatea der ICrankea-
vsrsichcrung oder der St erbeverc ichcraE,»' sowie der Arbeitsunfallvercicherung
angegliedert . Da nun diese Zweige in. Artikel 39 erfaßt sind» ist Sterbegeld
nicht stczuschließen.

Der in der Geraeinschaftsterrainologie nicht verwendete Ausdruck "Krankheits–
fürsorgG" kenn selbst nach' /ajffassMag &cv Verfechter einer Trachat&bcägctrciiea
Auslegung durchaus aa gedeutet werdea» daß darin sowohl die Sachl eictuagca
der SrcaücenversichertÜV=; al3 aruch Geldleistungen erfaßt sind. Ans DEN Ihsöaad»
daß die KraöccnvorsicluÄtmg' nicht mfgeführt iotj> darf gecchlosoen werden»
daß auch ".hnliche Leistuagea der ArhcitsunfallVersicherung erfaßt aind. liierst
ist au haschten» daß eich das Ueglassea dco älteotca Sxoigco der sozialen
Sicherheit aus Artikel 39 dadurch erklären laßtg daß der iinopruch auf kurz­
fristige uad lsrngfristigc Leistungen dieser Versicherung außer in sehr bocon-

. deren Stilles keinen Vcrsooseisuagea in besiig auf Vsrs ichsrungs- oder Boseiüf–
tigu»gcda»ier unterließe und daß Sestiraanagoa über die ZuejvsacnreChirons hier
nicht nötig sind»

Fiionsowenig ist allgemein dio Gewährung der Kraakhsä tofüraorge in Gebiet
eines anderen als desjenigen Kitgliedstaates» in dem der ssuotäudigo TrL'„ger
seinen Sita hat» für den irbeitaciaer wie für seine I^ailienangehörigea
auszuschließen» Da der Beschluß für Grenzgängers für entsandte Arbeitneh­
mer» für üeelouto usw. galten. wird* kann maß. dies» Grippen nicht vax Aaspsrucho
bringen, die nicht durch Artikel 39 a'asges chlo c en wcrdca.

d) In Zusendenhang mit der Ausfuhr C.er au? Grund der Erf^r/ ing in den Rechts-
vorschriften nur eines Kitgliedotaates erworbenen Renten in die Türkei tfLre "
cb sraindost seltsam» daß dis im occclu\lakt e Loistuagsauofulir gestattet nein
soll , wenn der Leistun^aasjxrach iu cinera liitgliedstaat nur unter Hinisuaie–
hang der in einen anderen Kitglie&ßiaat sarückßclegbea Vcrsichonuic'" 23^^
Se^ebea istj xiehiii^o^tii dies© Vcr t igun^ vei'Kc-i^crt '.rLirdey wenn der Ar–
beitaehmer die Anapruclirjvcraucn et riu'Ofjen nach den Rechtsvorschriften eines
ciusißca Hit^liedstaatss cchoa erfüllt # wenn nur die ia diecea Land surück–
ßslegtca Zeiten berUoköriehtigt werden«
Dio Ausfuhr voa Kenten für brechtijtea die in eiuea cadcrea alc äci. aust'Ja–
digen Ilitcrlicdstai'.t :x>hnont iüt in .Artikel 39 nicht ausdrucldich vorjc-'jchea»
'Da dicce Loicjtun^cn aber ia die 'iürkei ausgeführt uerrdea köanea9 wüßten sie
sich wohl erst recht ia dio Gemeinschaft ausführen lassen. So gesehen ,, ict
ea seht/er vorstellbarj daß eia Arbcitacimei># dca der Verbleib ia ciric.n Hit–
£lieäatoa.t erlaubt ist , nur deshalb von dieser Höflichkeit keinen Gebrauch
nachea call, vreil i!n die von oiaca anderen I-litgliodotaat geschuldeten
Rcato rror ia dex* Türkei auszaaahlea ;flrc.
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Es "besteht kein Grund, bei der Rentenbereclrrrung dio Serücksiclitigung der Fsni–
lienanseliürigcu auszuschließen^ co daß die lientenzuloscn für unterhaltstcrech–
tistss Pciiilicnaji^ehöriGG vorzusehen sein uerden. In übrigen sind dies© Zulagen
wesentlicher Bestandteil der Eentczu



III. ERLÄUTERUNGEN ZU DEM BEIGEFUGTEN VORENTWURF

Aus den in Punkt II B aufgeführten Gründen ist die Kommission der Auf­
fassung , dass dem Beschlussentwurf eine dem Geiste des Ankara Abkommens
entsprechende Auslegung des Artikels 39 gugrunde liegen muß .

Aus administrativen Gründen hält sie es zudem für wünschenswert , dass die
Träger der Mitgliedstaaten nicht zur Anwendung neuer Bestimmungen gezwun­
gen , werden , sondern dass der Bcschlus3 im Rahmen des Möglichen die Bestim­
mungen der Gerne inschaftsVerordnungen über die soziale Sicherheit der Wan- .
derarbeitnehmer übernimmt ( l ).

Folgende Zielvorstellungen liegen' dem beigefügten Entwurf zugrunde :

Titel I – Ailreaeine Vorschriften

Artikel In Von den in Artikel 1 der Verordnung ür„ 1403/71 gesehenen üDefi–
nitionen eiad die Sc(-jr iffcbest inrnungcn Saisonarbeiter'^ "Flüchtling' und
"Staatenloser" für die türkischen Arbeitnehmer gegenst andslos und uardca
deshalb nicht übernoaaen.

Die Bcgriffsbestinnuag "Arbeitnehmer" ist die des .Artikels 1 Buchatabo a)
Ziffer i) und Ziffer ii) der Verordnung} die unter Ziffer iii) gegebsab
B^griffcbestirasnaig der frcix-Tillig vercicheitsn PcrsoÄoa vrurdo aicht über-
nosuesu

Die jBegrifTsbestinatcigea "Ilitgl icdotaatrt * VKochtavorachrift ea'% "Abkanten
über sosialo Sicherheit"^ "zostladiga Bohörde", "2r".ger% " sustliudif-.'or 2rü-
ger* xmd "Stfigej? des Wohnorts" :?crden angepaßt , tsa die Türkei einsubozic-
hen uad un klarzusteil ca# daß es sich ausschließlich v/a die Uitgliedstaa-
tea handelt «

Artikel 2 und 1z Dia Vorschriften "über den. persönlicher. Cel timgsbere ich.
(Art « 2 ) und die Gleichbehandlung (Art » 3 Abs , 1 und 2 ) entsprechen denen
der Verordnung Ur* 1403/71»
Hinsichtlich der Gleichbehandlraig sind Zi'cx alle Sr-raige der sozialen Si­
cherheit engesprochen p der Eenchiu.'i cnth'llt iedoea besonderen Sestia-
snzngoa ia besag auf clio Leistuagea bei Arbeit slosigkeit 9 die laagfriotx-»
gea Leistungen bei Arbextsunfal ]. und Berufckroakheit die anderen Faci–"

H liealeistuagea als die Familienzulagen«

• Artikel As Auf Grund der Vo .rl~.ufigca xteroplliuclica Aukerj'.or ^ die euch, voa
de» iätgiicdstaatca und der Türkei unterzeichnet vrurdo'jj galten die z;ri­
echen den ilitgliedstaaten geschlossenen bilateralen' Abkouaea derzeit für
äio türkischen. ArbeitacSracr« Der Geltungsbereich des Beschlusses deckt
eich grossonteilo mit dca Geltungsbereich dieser Äblcor:-:ccn» Iliusichtlieh
seines persönlichen und sachlichen Gelt\j.ngi;bftre.i.chs roll olad der Beschluß
an die Stelle der zur Zeit für die türkischen Arboiiac^ssoäP geltenden- le­
stonnuBgca treten, da ßoasrfc der Beschluß und ein Mlc;l orales 2bko:.v.vi ra oder
Qclscerö gleichzeitig angewandt irürden, wobei nicht feststünde* nr,ch welchen
dieser Do&uaeatc die Ansprache der Betroffenen letztlich festzustellen :ri-
roa«,

( l ) Geänderte Verordnungen (nJG) Hr . 14&3/71 vmd 574/72 «.
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Artikel 5 : Wie bei der Verordnung Nr . 1408/71 werden . die sich aus den Abkommen
des IAA und den Vorläufigen Abkommen ergebenden Verpflichtungen nicht berührt .
Ferner bleiben das Abkommen über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer im
internationalen Transportwesen und gemäß Artikel 39 Absatz 5 des Zusatzprotokolls
die günstigsten Bestimmungen der zwischen den Mitgliedstaaten und der Türkei ge­
schlossenen bilateralen Abkommen gültig .

Das Abkommen über die soziale Sicherheit der Rheinschiffer wird nicht erwähnt ,
da dieses Abkommen nur auf die Staatsangehörigen der vertragschließenden Länder ,
zu denen die Türkei nicht gehört , eingewandt wird .

Sobald das im Rahmen des Europarates geschlossene europäische Abkommen über die
soziale Sicherheit für die Türkei und wenigstens zwei Mitgliedstaaten in Kraft
getreten ist , muß der Assoziationsrat die Auswirkung dieses Abkommens auf die
Anwendung des Beschlusses prüfen .

Artikel 6 und 7 s Die Bestimmungen hinsichtlich der Aufhebung der Wohnortklauseln
und hinsichtlich der Leistungsanpassung entsprechen? denen der Verordnung Nr .
1408/71 .

Artikel 8 : Die Bestimmungen des Artikels 12 der Verordnung Nr . 1408/ 71 über
das Verbot des Zusammentreffens von Leistungen wurden ebenfalls übernor.ur.en und
abgeändert , damit Ansässigkeit in der Türkei sowie das Pehlen von Bestimmungen
über die Gewährung von langfristigen Leistungen bei Arbeitsunfall und Berufs­
krankheit berücksichtigt werden .

Titel II – Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften

Artikel 9 • Die Bestimmungen über die auf die türkischen Arbeitnehmer anzuwenden­
den Rechtsvorschriften wurden aus der Verordnung Nr . 1408/71 übernommen , ausge­
nommen die Bestimmungen , die gegenstandslos sind , also die Bestimmungen über i'i
Beamten , den Militärdienst , die freiwillige Versicherung und die freiwillige Kei-
terversicherung , das Geschäftspersonal der diplomatischen Vertretungen und die
Hilfskräfte der Europäischen Gemeinschaften .

Titel III - Besondere Vorschriften für die einzelnen Leistun.p-sarten

Artikel 10 und 11 : Krankheit trnd Mutterschaft

Abgesehen von den Bestimmungen für die Saisonarbeiter , die Arbeitslosen und die
Rentenantragsteller wurden die Verordnungsbestimmungen übernommen . Die Gewährung
der Sachleistungen bei vorübergehendem Aufenthalt ist jedoch auf Reisen aus be­
ruflichen Gründen beschränkt . Es schien zudem erforderlich , eine besondere Be­
stimmung für die türkischen Grenzgänger bei Vollarbeitslosigkeit aufzunehmen .
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Artikel 12 IrsTuliflit'vt

Iiit I'Jirdir^a der Ecstircmng1 über dio niederländische Yersicheruns' für den Pell
der Arboitcrnnflhi^keitj die hier gegenstandslos ist , trarden alle 3ostixsn-j:i^cn
der Verordrang hr. 1403/71 übarnonaen, P'ir dio Berechnung der Leistungen uerdea
die in der Türkei wohnenden Paniiliesnngehürigen ebenfalls berücksichtigt .

ARL- *J } 7. ^ •RI 1?. J. - TVI 'I TED
>S-WV.<'fc«U1C •m.mnXUM»««– üiltwTMtWInWirtBiWIl^ ifM^l'lgrt

Im Gegensatz zur Verordnung Ur. 140G/71 ist äao - übernommene
Hercchnungssyst ea der -Teilrenten in allen. Killen casmieaden® und zwar unab­
hängig davon* ob der Arbeitnehmer die. Yoraussotsungen für den Eruerb des Loi–
otiuigsaaspruchs juit cder ohne ZusEnenreclmung der 2eschift igungs–^ Ycrsicheiungs–
oder Wohnzeiten erfüllt «

Wie "bc-rcits ia Punkt II A gesagt e haben. fünf Kitgliodstaaten ein "bilaterales
Ahkovs'.iea über dio soziale Sicherheit nit der Türkei geschlossen. Das Hebcnein–
an&orbectehea dieser Abkcnuea mid dieses Beschlusses dürfte in Bereich der kora–
frictiges Leistungen keine Probleao eufv:or£cai$ nicht jedoch. hinsichtlich der
Renten. Jeder Ilitgliedstaatr, der nit der Türkei ein bilaterales Abkoaacn geschlos­
sen hat ^ mißte ji-^lioh den türkischen Arbeitnehmern ,» für die auch die Rechtsvor-
schriften eines Eaderea I-Iitglicdstaates gegolten habens in -Anwendung den bilate­
ralen Abkcnaeas eine Kent e auf der Grundlage der in seinen Gebiet tuid der Türkei
^orückgelegtea Zeiten und 121 Aa»sndan.g des Sescfclusses susütslich eine Rente auf
der Grundlage dersolben Zeiten und der ia. d.ca anderen llitgliedstoat zurückgelcg-
ten Zeiten gebühren» Bas gl eiche vrürdc für den, letztgenannten Staat gelter̂ T.:ena
er ebenfalls ein bilaterales Abkosaea r.it der Türkei geschlossen hätte«

Mesbesüglich stellt eich dia Prago3 ;:ie dieses S^ciaaeatref* eaa das eis unzu­
lässig betrachtet v;erdoa auß9 voraiedca verdea ksaa«.
Es ist daran zu erinnern^ daß Artikel 39 ALsats 5 ecstiamtj daß dao günstigste
Systca e das sich aas dar Anv:endtuis der genannten bilateralen Abkamen ergebe»
sollte : durch den Leser-laß nicht beeiaiiv.chtigt Vierden darf»
Ib lasse» eich Kv:ei Lösungen ins Augo fassen» Hau kann auf keinen Fall a priori
bestivjrtCü-j ob die I'. c-st ir^suagen eines Dokaueuts günstiger sind als die eines ando-»
re.-i \3sd clcvS eino Eutncheidrcij filr jeden. Lintelfall nur nach £i^ckj^ührun£ der 3c–
rechn\xnr,-cn. nach jedes csinzolnoa Dckuacnt getroffen Vierden, könne»
ITach der ersten Lösung aüßte der Arbsii-nciraer ia allen Fillen den höchsten P.cn–
tenbotrs# erhalten, olme daß vorher der Vorrang eines Dokuments gegenüber cinea
aru-fren bestixu.it u^ix-de .

Bio:;b0 ;r" v^l ieh nuß darauf härter.: lesen v;ardcnö daß der Ebpfär^jer einer auf der
Grurdlaz-e dieses Beschl\issea TOi/lhrben Beate die sich aus ihr ergebenden Ansprüche
(Sachleistungen in der T'ürkci ) nicht :;a";mchr.ea köizjatos ucil die3 nur bei einer
auf clor Craadlac'O des bilater-c-u.sa. Ackerenaas £cw"dhvi ea liento ciö^-iich vrirei
IJaoh der weiten Lüsiri^ könnte ia allen Pillen eine nach de:i bilateralen Justin–
Dunsen berecbiei ^ Rente ^evrätot werdea, ca der ce^eaboacafalls eine ZuLcso ia
der Ilühe des Unterschieds svr^zchea dieser Rente und der von denselben i:it~lied–
Staat Kif der Gründl a/te des Bcoclü;vssc3 geschuldeten iiochstca honte hin^ul^lnc»
Danit dio Ker.tr. er nicht dio sich aus der Rente ergebendea Anspräche vox"lieren9
TJurdc diese :r,icito L-'istu^ an,"onornE.cn.
Ebenso vrio für die Leistungen "bei Invalidität vrei*dea die ia der Türkei vrolmca–
den Paailieaar/jchörigca bei der Leistnn-^bcrechnun^ barucksichti^ft »



14 -

Art . 15 Arbeitsunfflllo unci Seruj?r.!:r^rkhcxt on

2Iii Aucnnlcie der Destinnungea über die langfristigen Leistungen. wurden die x>e–
ctinraun^ca der Verordnung kr« 1403/71 Übernonnen. Bei einen Aufenthalt außer–
halb des zuständigen. Staates x;erden die Leistungen nur gevllhrtj weam dio Heise
CU3 beruflichen Gründen erfolgt ist «

Art . lo un?. 17 Stcrbs/reld

Die IkstiEsungcn dor Verordnung ïlr» 1403/71 vrar&eu übernonmen»

Art » 18 und 19 Frniliehlcistun^cn und –Beihilfen .

Dio Fsnilicnbeihilfen werden nach dca 33ostinßitai£en der Verordnung Er« 1403/71
genährt »

Titel IV – Sonstige Bostiarauii^ea

Art , 20 bis 2o ; Die Beoiiaraunffen über die Z;U33amoncxbeit der Eaifltän&isen £ch3r–
denff dio üteuerbefroiu&cen oder Stenzerci\^"S£; iguagcns die Befreiung von der Lo^'O-
liBierun^ die Ast rägc9 Erkrirungea oder Eeclit sbehelfe# dio ärztlichen. Gutach.-«
tea9 die Überweisung der auf Grund dieses Beschlusses *Cschuldeten EstrüI&Cp dio
Besonderheiten bei der Anwendung bestinr.it er Rechtovorsehrifton9 dio aus bovöl– '
kerungspolitischen Gründen eingeführt en Pemilien- und Ifobnungsbeihilfenf die
Beiträge des.» Arbeitgeber oder Ifr.i ernennen rait Sita außerhalb dos anständigen
Staates Ä die Einziehung der Beiträge und dio Ansprüche der schuldenden Träger
gegenüber lieftenden Dritten entsprechen, denen der Verordnung Ur. 1403/71 j in
einigen dieser Ikistiaaungen. tmrdo der Hin:;eis auf dio Türkei eingefügt .

Titel iT – Durcliführungäbest innun/ren
a»W å«<iaiilHK ,lf WlrfWÉM*– I i HIIHM *

Art ^ 27, big, AAtt Die Best Innungen über die Einzelheiten der Itochführungen imrdca
•von der VorOrdnung llr. 574/72 Übernonacn9 tcobei auf Grund der £c3timsung der
Titel I? II und UIS die von den entsprechenden Ücatimux^en der Verordnung
Er» 1403/71 abweichen» ladorangen erforderlich waren«

. Titel YT – übGTY^r.^– und SchluÄvorsebrif^fc cn
■ I ·Ι««1Η.Ι ^ – -Γ~Ι|–I ΓΊ*" 'ΙΓ ϊ I ΤΒ Π ΒΤΤΓ'Ί ~ΜΤ~ΓΠ~ΒΓ~>'Ι * ι· ΙΓ ι I II ΠΙ Τί~–Γ·ιΊ ι·~ι ΙΓι Γ ί'Τι ιΤΊΤΙ ■ ■

Art «, 45 _ -Diese Sestinnungen wurden craa den Artikeln 94 und 95 der Vcr-
ordnung I7r» 1403/71 und saa Artikel 120 der Vorordnung lir« 574/72 uoemosiucn..



iiaiA^G ï

Azhmz V suy Vsrordvnin^ Er. 1403/71 xnirde £&"ndcrt , "aa die Besonderheiten "bei
der /xaczidxtcg der oinaelctaatiichea Rechtsvorschrift ca auf die türkischen £r-
"beitnekücr im fcorüehcichtigcai«

JU2I/JIG II

Dia irli'lnz^ ^ir Vcrordrrons 21**« .574/72 rasrden hinsichtlich der Behörden und
der sust^-edigea. Behörden» der Träger den tfoha– und iui"en.1;haltrorts3 und der
Vorbiadm^ssteilen ergänzt .



Anhang

Vorentwurf für die Bestimmungen über die Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten auf die türkischen Arbeitnehmer ,
die in die Gemeinschaft zu- und abwandern , sowie auf deren in der Ge­
meinschaft wohnenden Familienangehörigen .
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TITEL I ; ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN -

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Für die Anwendung dieser Verordnung

a ) haben die Ausdrücke "Grenzgänger", "Familienangehörige", "Hinterbliebener",.
"Wohnort ", "Aufenthalt ", " zuständiger Staat ", "Versicherongszeiten" , "Be-
schäftigungszeiten", "Wohnzeiten", " Leistungen", "Renten", "Familienleistun-
gen" , "Familienbeihilfen" und "Sterbegeld" die Bedeutung , wie sie in Artikel 1
der Verordnung (EWG ) Nr. 1408/71 des Rates vom 14« Juni 1971 definiert ist ;

b ) bezeichnet der Ausdruck "Arbeitnehmer" jede Person :

i ) die gegen ein Risiko oder gegen mehrer Risiken , die von den Zweigen eines
Systems der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer erfasst werden , plicht-
versichcrt oder freiwillig weiterversichert ist , und zwar vorbehaltlich
der Einschränkungen in Anhang V zur Verordnung (EWG ) Hr. 1408/71 des Rates
der Europäischen Gemeinschaften vom 14« Juni 1971 ;

ii ) die im Rahmen eines für alle Einwohner oder die gesamte erwerbstätige
Bevölkerung geltenden Systems der sozialen Sicherheit gegen ein Risiko
oder gegen mehrere Risiken pflichtversichert ist , die von den Zweigen er­
fasst werden , auf die diese Verordnung anzuwenden ist ,

wenn diese Person auf Grund der Art der Verwaltung oder der Finanzie­
rung dieses Systems als Arbeitnehmer unterschieden werden kann , oder

- wenn sie bei Fehlen solcher Kriterien im Rahmen eines für die Arbeitnehmer
errichteten Systems auf Grund einer Pflichtversicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung gegen ein anderes in Anhang I näher bezeichnetes Risiko
im Rahmen eines Systems für Arbeitnehmer versichert ist .

Bezeichnet der Ausdruck"Rechtsvorschriften" in jedem Mitgliedstaat die bestehenden
und künftigen Gesetze , Verordnungen , Satzungen und alle anderen Durchftüirungsvo In­
schriften in bezug auf die in Artikel 3 Absätze 2 und 4 genannten Zweige und Systeme
der sozialen Sicherheit .

Dieser Begriff -umfasst bestehende oder künftige tarifvertragliche Vereinbarungen
nicht , selbst wenn eine behördliche Entscheidung sie für allgemein verbindlich er­

• klärt oder ihren Geltungsbereich erweitert hat . •

Unterabsatz 2 darf nicht bewirken , dass die Systeme , auf die die Verordnung Nr. 3
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ( l ) Anwendung gefunden hat , aus
dem Geltungsbereich des vorliegenden Beschlusses ausgeschlossen werden. *

( 1 ; ABEG Nr. 30 vom 16.12.1958



"bezeichnet der Ausdruck "Aokooiaeü über soziale Sicherheit" jede zwei- oder
mehrseitige Vereinbarung' die »lf den Gebiet der sozialen Sicherheit für
alle oder einen. Teil der in Artikel 3 Absätz© 2 und 4 bezeichneten Zv;ai£e
und Systeme ausschließlich zwischen, suei oder mehrere» Mitgliedstaatoa und
dor Türkei jetzt oder künftig in Kraft ist 9 ro;jic jede inelrL'seitige Vereinba­
rung die für mindeeter.3 zv;ei l-*it£lied3tae.ten oder einen Kitgliedstaat und
die Türkei und ein oder mehrere Krittländer jetzt oder künftig in Kraft ist ;
ferner:: alle im Rahmen dieser Vereinbarungen getroffenen weiteren Yeroinba-
runsen jeder Art ?

„ 'bezeichnet der Ausdruck " zust'indi;;© Behörde" in jeden Mitßliedsta&t und in
der Türkei den oder die Kinistcr oder dio entsprechende Behörde, die in ge–
ssnten Gebiet des betreffenden Stetes oder in einea Teil davon für dio Sy­
stose der sozialen Sicherheit zuständig sind ;

""^bezeichnet der Ausdruck " 'Präger1' in jedem Hitgliedstaat urd in der Türkei
'die Einrichtung oder Behörde, der dio Anwendung aller Itochts-vorochriftoa oder
eines Teiles hiervon obliegt »

. . ι

jezeiehnet der Ausdruck "zuständiger Träger"

i ) den Träger des Mitßliedstaatssr, bei dea. die in Betracht kosuaendo Person
im Zeitpunkt des Antrags auf Leistungen versichert ist « oder

ii ) lidn f.w'jéo il&ii fri rift PcMiOrt felvten r*uf I kvI r tungen Kvfc o<l ar
• « Iflf & «.»! lM»t oitf-»1 ,M»p i 1 iwu • M , > <r Jt fSf' U' , viJ.r>\njii^nv;;\;.fio :ihro
l-Vunlll OiWii^eliöri^en :in (JoMot dos 'Mitjglle&ibaatca v'ohirton, in dot tUccer
Triller seinen Sits Jud - odor

iii ) den von der zustündige» Behörde des betreffenden Kitgliedctaates bezeich­
neten Träß-er , oder

iv ) den Arbeitgeber oder den an saina Stella tretendea Versicherer odsr^ falls
es einen solchen nicht gibt * die von der sust'ladi/jen Behörde des betref­
fenden MitGliedstaates bestijihte Einrichtung oder Behörde, wen» oo sich

■ , tsa ein Sys»t«n - handelt , das die Verpflichten des Arbeitgebers hinsicht­
lich der in Artikel 3 Absatz 2 genannten Leistun^a betrifft j

'bezeichnen die Ausdrücke "Traftsr das Kohnorts" und" Tr'i^er des Aufenthalts–
" 'orta" den Träger, der us-ch den Hechtovo^schi'ift an> di » für dicrjea Tri ,'.'er
gelten» für dio Gewährung der Leistungen on d«a Ort s^j.üt'indig ist » in d«a
der Betreffende wohnt oder sich s-ufhält , oder, wenn ein solcher Tr'igsr nicht
vorhanden ist ^ den von der zuständigen Behörde des betreffenden Staates
bozeichaeten Träger :



Artikel 2

Persönlicher Geltungsbereich. '

Diese Verordnung gilt für Arbeitnehmer , für welche die Rechtsvorschriften eines
oder nchrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, und die türkische Staatsan-»
gehörig© sind» sowie für deren Familienangehörige und Hinterbliebene.

Art i!: «-.1 3

Gleichbehandlung und sachlicher Geltungsbereich

1 » Die Personen, die in Gebiet eines KitGliedstaates wohnen und für die dien®''
Verordnung gilt , haben die gleichen Rechte und Pflichten surf Grund der Rechtsvor-
schriften einaa Mitgliedstaates t?ie dio Staatsangehörigen dieses Staates, so­
weit dieseVerordnung nichts anderes bestimmt .

2» Absata 1 gilt für alle Rechtsvorschriften ubor Zweige der sozialen Sicher­
heit » die folgende Lsistungsartcn betreffen :

*

a) Leistungen bei Krankheit und Hutterschaft ;
b ) Leistungen bei Invalidität einschließlich der Leistungen, die ivur Erhaltung

oder Besserung der Erwerbsfähigkeit bestiraat sind j
c ) Leistungen bei Alter ;
d ) Leistungen an Hinterbliebene ; ^
e ) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten ;
f ) Sterbegeld ;
g ; Leistungen bei Arbeitslosigkeit ;
h) Fasilienleiatungen.

3» Titel III enthält die Sonderbestionungen, die anzuwenden sind auf :

a.) Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft ;
b ) Leistungen bei Invalidät einschließlich der Leistungen, die zur Erhaltung

oder Besserung der Ervzorbsfiüiigkcit bectimat sind;
c} Leistungen bei Alter ;
d ) Leistungen an Hinterbliebene ;
e ) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten ;
f ) Sterbegeld ;
g) Faailicnbeihilfen#

>

4. Diese Verordnung gilt für dio allgemeinen und die besonderen, die roif Bei­
trägen beruhenden und die beitragsfreien Syst ese der sozialen Sicherheit so­
wie für die Systeme, nach denen die Arbeitgeber, einschließlich der Reeders
zu Leistungen gemäß Absatz 2 verpflichtet sind»

5» Titel III berührt jedoch nicht die Recht cvorschriftcn der Kitgliedstaaten
über die Verpflichtungen eines Reeders » .

6 . Diese Verordnung'! st weder auf dio Sozialhilfo noch auf Leietungssysteso .
für Opfer des Krieges und seiner Folgen anzuwenden»



Artikel A.

Durch diese Verordnung ■ ersetzte Abkoraaen über sozial© Sicherheit

Diene Verordnung tritt für den in ihr ' erfaßten Pcrsoncnkrei3 und Sachbercich
an die Stelle aller Abkcmnen über soziale Sicherheit ,, dio für zwei oder meh­
rere iatglicdstaaten gelten, vorboli3.ltlieh der Bcotia-nungen des Artikels
der auf Grund der z'.jiuchen den Mitgl i odntaat en des Itoroparats sz1 11 « Dezea~
her 1953 über soziale Sicherheit geschlossenen Vorläufigen Europäischen Ab­
kommen für türkische Arbeitnehmer gilt..

Artikel 1

Von dieser Verordnung nicht berührte internationale Bestimmungen :

1 . Diese Verordnung berührt nicht diö Verpflichtungen9 denen folgende Überein­
künfte zugrunde liegen «

a) die Übercinkoianen, die von der Internationalen Arbeitskonfersna enge–
nooraen worden sind, v;exin aic durch ein0:1 oder nchrero Mitgliedstaaten
ratifiziert und in diesem Staat oder in diesen Staaten in Kraft getre­
ten sindj

b) di » zwischen den Ilitgliodstaaten dc-a Enroparrts geschlossenen Vorläufi­
gen Europäischen Ahkonraen vom 11 » Deacmber 1953 über die soziale Sicher­
heit*

2, Ungeachtet de3 Artikels f bleiben anwendbar :

a) das Europäische Abkoiamen von 9* Juli 1956 über dio soziale Sicherheit
der Arbeitnehmer ia Internationalen Verkehrswesen } ■

. b ) die günstigeren Bestimmungen jedes Abkorraens über soziale Sicherheit e
das ausschließlich in cinca oder neliraren Hitgliedetaatea und in der
Türkei in Kraft ist »



■Artikel o

Aufhebung der Uohnortklauseln

Auswirkung der Pflichtversicherung auf die Eeitragserstattuns

1 » Die Geldleistungen "bei Invalidität ,, Alter oder für die Hinterbliebenen,
sowie die. Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten, auf die nach den
Recht svorsciiriften eines oder nenr^rcr, Mitgliedstaaten Anspruch erworben v.<or–
den ir;tv dürfen, sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist , nicht
deshalb gekürzt , geändert p zun Ruhen gebracht, entzogen oder beschlagnahmst
verdau, ueil der Berechtigte in der Sürkei oder ira Gebiet eines anderen Ilit-
gliüdstaats als dos Staates v:ohnt r in des3en Gebiet der zur Zahlung verpflich­
tete Srcl^er seinen Sita hat «

' \

Unterahaata 1 gilt auch für Kapitalabfindungen* die i;a Fallo der Wiederver-
heirat un£ an den überlebenden Hachatten verjährt werden^ der Anspruch auf Hin­
terbliebenenrente hatte*

2» Ist nach den Rechtsvorschrift en eines MitGliedstaats dio Beitragserstattung
davon abhängig, daS der Versicherte sn3 der Pflichtversicherung ausgeschieden
ist , sa gilt diese Vorauscet zun# als nicht erfüllt , solange er auf Grund der
Rechtsvorschriften eines anderen lütgliedstaats als Arbeitnehmer pflichtvor–
cichert ist * ' »■ =

i.rtikel 7

■ Anpassung von Leistungen

Die xn den Rechtsvorschriften eines HitGliedstaats enthaltenen Bestiaarahgcn
über die Anpassung von Leistungen gelten für Leistun£enp die nach diesen
Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung dieser Verordnimg geschuldet wer­
den* ' • ' "
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Artikel 8

Verbat des Zusammentreffens von Leistungen

1 * Ein Anspruch auf mehrere Leistungen gleiche^ Art aus derselben Pflicht–
versichcrur~scit kann auf Gmud dieser Verordnung t;edcr erworben noch,
aufrechterhalten werden» Dies gilt jedoch nicht für Leistunsen hei Invali­
dität } Alter oder Tod (Renten), die von den Tr'l^cra von zvci oder mehr Hit–
Gliedstaaten gesaß Titel III oder von eines türkischen Träger festgestellt
werden.

2» Ist in den Rechtsvorschriften eines Hitgliecl81aat s für den Fall des Zu-
E arjaentreffens nelrrerer Leistungen der ooaicJ.cn Sicherheit oder des Zusam-
mentreffens solcher Leistungen ait ander on Einkünften vorgesehen^ daß die
Leistunden gekürzt » stca Ruhen gebracht oder entzogen uerdcnu so sind diese
Vorschriften cinea Berechtigten gegenüber auch dann anwendbar# wenn es eich
tci Leistungen handelte die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Kit–
gliedertaatn oder der Türkei eruorben wurden » Dies gilt jedoch nicht , i-jean der
Berechtigte Leiatiu-igen gleicher Art hei Invalidit":.t s Alter oder Tod (honten)
eriüllt , die von den Trägern nvjeier oder mehrerer Hitgli edstaat cn geailß Ti­
tel III oder von einea türkischen Triller festgestellt werden .

3 «, Ist in den Rechtsvorschriften eines llitgliedstaatc für den Fall der Aus­
übung einer "beruflichen Tätigkeit d'jrch den 'Bapfängcr von Leistungen hei
Invalidität oder von vorgezogenen Leirri linken bei Alter vor^es ehenff daß dies©
Leistungen gekürst 6 sun Kühen gebracht oder ent sogen :-xerden 9 oo sind diese
Vorschriften dcsi Betreffenden gegenüber auch dann ani;cndbart wenn er diese
Tätigkeit ia Gebiet einen anderen Ilitgliedstaates oder der Türkei ausübt .

TITEL Ii s BrsTn-nrmTr IST."? itixiirrrsro^sci^iFTa?

Artikel 9

l.elcho Eechtsvorseliriften auf die in der Gemeinschaft beschäftigten türki­
schen Arbeitnehmer anzuwenden sind, beotinrat sich nach Artikel 13 Absätze
1 und 2a) und o ) t Artikel 14 und Artikel 17 der Verordnung ( S.'G ) Kr. 1403/71
des Rats der IJuropäischen Gemeinschaften voa 14. Juni 1971 «
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TITSL III : BESOIIDERE VORSCUSIFTST FOR RØ EILTZ^LTITJT LSISTOTGSAETSH

Kapitel 1 : Krankheit nr.d Tftrbt crr:c?ir,?t

Artikel IQ

Für den Erwerb, die Aufrechterlialtung bsw. das Uioderauflebeu dos Leistunga-
anspruch3 gilt Artikel 18 Absatz ( l ) der Verordnung ( EUG ) Er. 1408/71 " des
Rates der Europaischon Ganeinschaf'ten voia 14« Juni 1971 »

Artikel 11

Für die Gewährung der Leistungen und die Erstattung zv;isch«n Tr"A»ern gelten
die Artikel 19 » 20» 21 , 22 ABS « ( l ) Buchst « a ) und Abs . ( 4 ) Artikel 23* 24»
27» 28 , 23 &t 309 32 » 33» 34 » 35 tm& 36 dar Verordnung ( I7»JG ) ITr . 1403/71 dos
Rates der Europäischen Geaeinschaften vom 14. Juni 1971 *

Artikel 22 Abs . ( l ) Buchst , a) der vorgenexm.ten Verordnung gilt jedoch. nur
für Arbeitnehmer, die sich aus beruflichen Gründen in einem anderen als dem
zuständigen Kitgliedstaat aufhalten* sowie für die sie begleitenden Familien–
angehörigen» s

Femei1 gilt Artikel 19 dieser Verordnung für den vollarbeitslosen türkischen
Grenzgänger» der nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates die Vor–
ausSetzungen für den Anspruch auf Leistungen aus dor Kranken- und Kutter-
echaftcVersicherung erfüllt , sowie für seine Familienangehörigen.



Kapitcl 2 – Invalidit'rit

Artikel 12

Die Leistungsar.sprüche eines Arbeitnehners , für den nacheinander oder abwech­
selnd die Rechtsvorschriften von swoi oder mehr Mitgl iedst aaten galten s v:erden
ge:a!5.ß Artikel 37 Absatz ( l ) Satz 1 und Absatz ( 2 ), Artikel 33 bis 40, 41 Ab-
catz ( l ) Buchstaben, a ), i ) 9 c ) 9 e ) und Absatz(2 ) f Artikel' 42 und 43 der Ver­
ordnung ( ElvG ) Kr . 1403/71 des Rates der Europäischen Gemeinschaften von
14» Juni 1971 festgestellt » Bei der Anwendung des Artikels 39 Absatz ( 4 ) die­
ser Verordnung Verden jedoch alle in der Gemeinschaft oder in der Türkei
wohnenden Fc;ailienangohörigen, einschließlich Kinder, berücksichtigt «

Kapitel 3 – Alter und Tod ( Renten)

Artikel 13

Die Leistungsansprüche eine.? Arbeitnehmer3 9 für den die RechtevorSchriften
von av;ei oder mehr MitgliedStaaten galten® und die Leistungsansprüche seiner
Iiiüterbliebenen Vierden nach Artikel A4 Absatz ( 2 ) Gatz 1 , Artikel 45 » Arti­
kel 46 Absatz ( 2 ) g Artikel 477 4o® 49 und 51 der Verordnung ( EWG ) llr . 1403/71
de3 Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 14 » Juni 1971 festgestellt »
Abort

a) Artikel 46 Absatz ( 2 ) dieser Verordnung gilt selbst dann# wenn die Voraus­
setzungen für den Leiotungoaaspruch erfüllt . sind, ohne daß es notwendig

• vl-ire, auf Artikel 45 derselben Vorordnung zurückzugreifen.
b ) Bei der Aiweudung des Artikels 47 Absatz ( 3 ) dieser Verordnung Vierden alle

in der Gemeinschaft oder in der Türkei wohnenden FsailienangehÖrigenj ein­
schließlich Kinder, berücksichtigt «

c) Bei der Anwendung des Artikels 49 Absatz ( l ) Buchstabe a) und Absatz ( 2 )
und des Artikels 51 dieser Verordnung ist der Hinweis auf Artikel 46 durch
den Hinweis auf Artikel 45 Absatz ( 2 ) zu ersetzen«

Artikel 14

1 » Der zuständige Träger eines jeden Kitgliedotaates, der durch ein zwei-
oder mehrseitiges Abkon&ion über soziale Sicherheit ir.it der Türkei verbunden
ist , berechnet die gcailß dieses Abkommen geschuldete Leistung.
Er vergleicht dann den nach Artikol 13 ermittelten Beti'ag rait dem nach die­
ses Abkommen ermittelten jBetrag»

2 . Der Arbeitnehmer hat gegenüber dca Träger jedes beteiligten Kitgliedstaates
Anspruch auf die Leistung, die auf Grund dca in Absatz ( l ) genannten Abkommens
geschuldet wird t gegebenenfalls zuzüglich einer Zulage in Höho der Differenz
zwischen den beiden vorgenannten Betrügen»



Krrpitcl 4 – Ar"b <? it cur.fi11 e und BerufsJcrankheiten
\

Bei der Lcistungsgevzährxmg und der Erstattung' zwischen Trägern gelten Arti­
kel 52p 53 » 54» 55 Absatz ( l ) Buchstabe a) s Artikel 58 5 6l , 62 und 63 der
Verordnung ( EUG ) Hr . 1403/71 des Rates der Europäischen Gemeinschaften voa
14. Juni 1971 .
Artikel 55 Absatz ( l ) Buchstabe a) gilt jedoch nur für den Fall eines Arbeits­
unfalls , der sich während eines Aufenthaltes im Gebiet eines anderen als des
zuständigen Mitgliedstaates ereignet hat ."

Kapitel 5 – Sterbegeld

Artikel 16

Für den Erwerb» die . Aufreckterhaltua# bsw;* das Wiedex^aufleben des Leistungs-
anspruchs gilt Artikel 64 der Verordnung ( Ei!G ) Kr. 1403/71 des Rates der
Europäischen Gemeinschaften vom 14» Juni 1971»

Artikel 17

Stirbt oder wohnt der Berechtigte in Gebiet eines anderen als de3 zustandi-
gen Ilitjliedstaatek» so wird Sterbegeld nach Artikel 65 und 66 der Verordnung
( EWG ) Er« 1403/71 des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Juni 1971
gewährt .

Kapitel 6 – Fcrnilienleistunrcen und – beihilfen

Artikel 13

Für den Erwerb des Leistungansprucha gilt Artikel J2 der Verordnung ( El.'G )
Ur. 1403/71 des Rates dar Europäischen Gemeinschaften voa 14« Juni 1971 »

Artikel 19

Die Fcailimangehörigen eines Arbeitnehmers , die im Gebiet eines anderen als
des zuständigen Mitgliedotaates wohnen, erhalten Fanilienbeihilfen geaäS - Arti­
kel 73 Absätze ( l ) und ( 2 ), Artikel 74? 75 und 76 der Verordnung ( EWG ) Hr.
1403/71 des Rate3 der Europäischen Gemeinschaften voa 14« Juni 1971 * Ein Ar­
beitnehmer, für den nach Artikel 14 Abcatz ( l ) Suchstabe a) der genannten Ver­
ordnung die französischen Rechtsvorschriften gelten9 hat jedoch für die ihn
begleitenden Familienangehörigen Anspruch auf die in den französischen Rechts-
vorschriften vorgesehenen und in Anhcjag V festgelegten Faailienlcistungen.
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Titel TV – Ycrnchicf'ene Vornchriftcn

Art 20

1 » 3)io zuständigen Behörden der llitgl iedotaaten und der 1'ürkoi unterrichten
einander1 über eile zur Burchführung dicker Verordnung getroffenen Maßnahmen.
2 . Lei der Durchführung dieser Verordnung unterstützen sich die Behörden und
Tr'iger der Ilitgliedotaaten und der Türkei , als handelte es cich um die Air.:en~
düng ihrer eigenen Rechtovorschrift au» Die Gegenseitige iiratahilfe der Behörden
und Träger ict grundsätzlich kostenfrei » Die zuständigen Behörden dieser Staa­
ten können jedoch die Erstattung bestisrater Kosten vereinbarari,
3 . Die Behörden und Träger der Mitgliedsstaaten und der Türkei können zur Durch­
führung dieser Verordnung nsiteinaudei* sowie Kit den beteiligten Personen oder
deren Besuftragten unmittelbar in Verbindung treten»
4 » Bio Behörden, Träger und Gerichte eines Hitgliedstasvio dürfen dio "bei ihnen
eingereichten Antrags und sonstigen Schriftstücke nicht deshalb zurück.-; ois en, ■
Uviil sie in einer irataspräche. eines anderen Kitgliedstaates oder in türkischer
Sprache abgefaßt aind.

.Artikel 21

1 » Jede in den Hechtevorschriftcn eines» L'itgliedataata oder der Türkei vor­
gesehene Befreiung oder Siwässigung von steuern, i;tcxr,pel~5 Gerichtes– oder Hin–
tragungsgebrdn^cn für Schriftstücke oder Urkunden, die gemäß diesen Rechterer–
Gchriftcu einzureichen sind, findet £iich auf die ent .'sprechenden Schriftstück©
und Urkunden inuendung, die geaäß den Rechtsvorschriften eines anderen Mit–
gliedstaates oder der Türkei oder genäß dieseär Verordnung einzureichen sind .
2 . Urkunden, Dokumente und Schriftstücke jeglicher Art , die ira Eahaen der Durch–
führung dieses Beschlüssen; vorzulegen sinde brauchen nicht durch diplomatische
oder konsularisch© Stellen legalisiert au werden»

Artikel 22

Anträge, IVkläruagen oder Rechtsbehclfe, die geaäß den Rechtsvorschriften
eines Kitglicdstaat3 innerhalb einer bectinaten Priat bei einer Behördef einera
Träger oder eines Gericht dieses Staaten einzureichen sind, können innerhalb
der gleichen Frist bei einer entsprechenden Behörde, einsm entsprechenden Tra.–
ger oder einen entsprechenden Gericht eines anderen ilitgiieastaato oder der
Türkei eingereicht vjerden » In diesem Fall übermitteln die in Anspruch genor^e-
nen Behörden^ Trüger oder Gerichte diese Anträge , Erklärungen oder II echt r,boliel fe
entweder unmittelbar oder durch Einncbaltung der zuständigen Behörden der be–
teil igten Staaten unverzüglich der za/jiändigca Behörde, dera zuotändigen i.Vlgcr
oder dem ^ctänäigsn Gericht de3 ersten Staates . Der Tag9 an dera diese Antrüge ,
Erklärungen oder Rechtabehelfe bei einer Behörde, einein Trager oder einem Ge­
richt eines anderen iiitGliedstaates oder der Türkei eingegangen sind, gilt als
Tag des Eingangs bei der zuständigen Behörde, dcu zuständigen Träger oder dca
zuständigen Gericht .



1» Die in den Rechtsvorschriften eines Ilitgliedstaats vorgesehenen arztlichen
Gutachten können auf .Antrag des zuständigen Trägers ira Gebiet eines ärgeren
I-iitgl iedstaat s oder der Türkei vorn Träger des Aufenthalts– oder V'ohnor.3 des
Leistiuigsberechtigten ici Rahmen der Bedingungen angefertigt werden, die von den
zuständigen J»&horden der beteiligten Staaten vereinbart worden sind»

2 . Usch Absatz ( l ) angefertigte ärztliche Gutachten gelten als im Gebiet des
zuständigen Staates angefertigt ,

Artikel 24

1 « Geldüberweisungen iu Anwendung dieser Verordnung erfolgen entsprechend
den diesbezüglich tischen den beteiligen KitGliedstaat en im Zeitpunkt
der Überweisung in Kraft befindlichen Abkommen . Bestehen zwischen zv: ei
Staaten solche Abkommen nicht , so treffen die zuständigen Behörden dieser
Staaten eder die für internationale Zahlungen zuständigen Behörden iia ge­
genseitigen Einvernehmen die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung
dieser Überweisungen»

2 . Geldüberweisungen in Anwendung dieser Verordnung erfolgen entsprechend
den diesbezüglich zwischen einea beteiligten Mitgliedstaat und der Türkei
'hn Zeitpmikt der Überweisung in Kraft befindlichen Abkommen. Bestehen zwi­
schen der 5fiirkei und einea Kitgliedstaat solche Abkonuacn nicht , so treffen '
die zuständigen Behörden beider Staaten oder die für internationale Zahlun-

■ gen suptflndigcn Behörden ia gegenseitigen Einvernehmen die erforderlichen
. i'afinahaon zur Durchführung dieser Überweisungen»

Artikel 25 -
MBMMWnMMH

Die Artikel 89 bis 93 der Verordnung ( iT.vG ) !Tr . 1403/71 des Rates der Europäi­
schen Gemeinschaften vom 14* Juni 1971 gelten auch für die Xrorchführung diesefr'
Verordnung. .

Artikel 26 '

Vorbehaltlich Anhang I zu diesem Beschluß gelten die Anhänge I9 III» IVf und
V der Verordnung (ENG ) Kr. 1403/71 des Rates der Europäischen Gemeinschaften
voa 14. Juni 1971 auch für die Durchführung dieses Beschlusses .
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' Y – Ihtrcnfithrttn,<rc oost iraran.?en
4MMMMM««« iwwMWiiWim« ipIMI »i>iiiiiiii»ii»u'*i i >ii idiw »am

Kapitel 1 – AH/rgmsirte Vorschriften

Arti?re"I 27
tMUmvrmm

Uis Kusisr für 2cöo2xaxnisttngan# Bridäranscoy Antrag© und sonstige tfeiterlsgeaa,
die zur Anwerbung der Verordmrngcn ( H.'G ) 2Tr. 1400/71 des 'Rates der Europäischen
Ccacinscliaften vom 14. Juni 1971 vsJ. Iii-, 574/72 des Knies der Suropäisehen. Go-
neinschaften vwa 21» Kira 1972 ( l ) festgelegt verd«a,w
finden auch "boi dar Durchführung dieser Verordnung -Vorwend'iujg . Der Aseozia-
tionsrat legt die Küster für zusätzliche Vordrucke fest , die zur Durchführung •
dieser Verordnung erforderlich werden sollten.

A?ti!-:cl ?.S

1 . Die zrust^.naig-oa IJehoivlisn kiJnneti Vor'bindungsst ollen seaeichnen, die usnittel–
bar mit einander voi'kehrcn können«

2 . Jeder ÏOrüger einos NAtgliedstaates 0 der der Türkei sowic jedo Percon. c!ie
i» Gebiet eines iiitgl1cdstastes oder • dtsa? Türkei vobnt oder sich dort aufhält»
kann sich unmittelbar oder dxirch Vormittlvxg der Verbindungstellen an. den
Treiber eines anderen Kitgl i edotaates oder der Türkei wenden»
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I'rmitcl 2 – ^urchfx'hra: der Vorschrift envon Titel I

Durchführung &C3 Artikels 3

Artikel 29

1 . Hat der &ipf;u2.2cr einer nach den Recht svorschriftcn eines Hitgliedstaats
geschuldeten Leistung auch nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer aa–
derer 2-15.1: Gliedstaaten oder der Türkei Anspruch auf Leistungen so gilt folgen­
des t

a) Hat die Anwendung den .Artikels 3 Absatz ( 2 ) oder ( 3 ) - gleichzeitig eine Kür­
zung oder ein Ruhen dieser Leistungen sur Folge, so darf jede dieser Lei–
stunden nur "bis mi dera Batrag gekürzt - oder zum Ruhen gebracht Vierden, der
sich ergibt r wenn diese Leistung die auf Grund der Rechtsvorschrift en? nach
denen sie geschuldet wircl^ der Kürzung odei* den Ruhen unt erliegt ;, durch dio
Zahl der einer Kürzung oder einora Ruhen unterliegenden Leistungen geteilt
wirde die der Uapfanger Anspruch hat ,

b ) Handelt es sich irn Leistungen hei Invalidität ^ Alter oder Tod (Renten)^ die
vom Trümer eines lütgliedstaats geaäß Artikel 46 Absatz ( 2 ) der Verordnung
( ü.JG ) ITr * 1403/71 des Rates der Diiropäischcn Gemeinschaften von 14» Juni 1971
festge rcellt worden cii-a5 so berücksichtigt dieser Tr'lger Leistungen anderer
Art t Li::ucünfte oder Arbeitsentgeltes dio zu einer Kürsung oder einer. Ruhen
der von ihn geschuldeten, Leistung fuhren?, nicht bei der Serechiung des theo­
retischen Betrages» nach Artikel 46 /ibcata ( 2 ) Dachstabe a) der Verordnung ( s;g)
Hr. 140^/71 den Rates der 2uro.p!li schon Gemeinschaften vca 14 » Juni 1971 ? son­
dern ausschließlich bei der Kürzung oder ceni Ruhen des Betrages nach Artikel 46

, Ahnata ( 2 ) Buchstabe b) der Verordnung ( Hv'G ) ZIr . 1403/71 des Rates der Riiro–
■ paischon Gemeinschaften vom 14 * Juni 1271 » Diese Leistungen» Einkünfte oder
Arbeitsontgolte werden jedoch nur 2u den "eil ihres Letrages berücksichtigt 9
der gea!l3 Artikel 46 Absatz ( 2 ) Buchstabe b ) der Verordnung ( Lf.vG ) Hr» 1403/71
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vonx 14 « Juni 1971 ia Verhältnis
zur Dauer der curückgelegten Zeiten ernittelt wird»

2 . Die beteiligten Träger erteilen einander für die Buchführung fies Artikels 8
Absätze ( 2 ) und ( 3 ) auf Anfrage alle erforderlichen Auskünfte«
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Artikel 30

Für das Zuscnaenireffen von Ansprüchen auf Leistungen "bei Krankheit oder Kut–
terschaft 6 auf das Sterbegeld und für die Ansprach.© auf Fsail icril oistungen
oder -beiiiiifen. nach. den. üecht svorsehrift en raehrerer HitGliedstaaten gelten dio
Vorschriften, der Artikel 8 „ 9 und 10 der Verordnung ( Kr» 574/72 des Rates
der Eurcpj.iaci.ea Geaeinschaften von 21» lEira 1972 »

"apitcl 3 – Antjendvm^ dor voractirift^n des Ti'cclo II
»>» ■> «I > »Ι·| <Μ«ΙΙ·ΐΙ··ίΙΙΙ 11^ |Ί·»>ΊΙΙ ·Ι'ΙΙ – Ι»Ιΐ·ί«Η«Ι Μ··|Ι|Ι II»·– I–––>1––«>■–ΐίΗΙ··^–■–

■Artikel 31 .

Für die X'arelrfüirrunß' den Artikels 9 £Tilt Artikel 11 und Artikel 12 A"03ats 1
der Verordnung ( BvG ) Kr» 574/72 des Kates der Europäischen Gcaoinsohaftea
vom 21. JZlrz 1972 »

irr.tsitel 4 – Anwenctan »: dor Oorschriften dcc Titels III
*> <• t*1 nii ■■ imw–www'j » inww« 'iim ■ «cm*H«

Abschnitt 1s Allgemeine Vorschriften, für die Zun -rjs onre chnung der Versiehe–
soat en

/-.a * v"v.iaU /»£
»»*>«». u.» *WrflllMI

Für dio Filliejf in. denen Versichcruncsseiton zu l>crücl:Qicjxtit';üa sindf die nach
den Hecht svsrschritten eines oder neLrcrer anderer Kit£l i cdstaat cn zurück#©–
Icjt wurden -, falten die Vorschriften des Artikels 15 der Verordnung ( EWG) IJr„
574/72 des liates der Europäischen Gemeinschaften vea 21 « llärz 1972»

Abschnitt 2 – TCvr^khcit vjncl I-utt erschaft

• • • Artikel 33
iiwi..»ttiiiii 1 tatmmSUSm

Für dio /;r.-;eaduns der Artikel 10 uni 11 gelten die Artikel 16t 17® Iß» 19» 20ö
.21 , 23 , 24 erster Sats P 25, 27 erster Dat3p 29P 32 9 33 und 34 der Verordnung
(EUG ) Ur » 57*l /72 des Rates der Jüuropäischon Gemeinschaften vom 21« März 1972»
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Abschritt- 3s Invalidität , Alter und. Tod (Renten)

Artikel 34

a ) Die Anträge auf Leistungen "bei Invalidität^ Alter und Tod ( einschließlich
Kaisoiircntcn) sind gemäß den Bestinnrengen des -Artikels 35 Absätze ( l ) und ( 2 ) #
36 Absätze ( 1 ) 9 ( 2 ) und ( 4 ) erstes C^tsglied des 1 » Satscsg 37 Buchstabcn o.) 9
b),und c) und 33 der Verordnung ( i?..'G ) iir» 574/72 des Rates der 2uropäischen
Gcmeinschcft en vc.4 21« I-Pirz 1972 zu stellen.

*)
i ) VJohnt der Arbeitnehmer jedoch in der Türkei, muß er seinen Antrag^gege­

benenfalls ubor den Träger des Uc3uiortes9 cn den zuständigen Trümer des
• Kitgliedotarvtea richten» dessen Recht»voinschrift en. euletst für ihn ge-
falten hr^oru Der Antrag ist auf dca von den 11echt ovorsehrift en diesen
Kitsliec1.3taD.to3 vorgesehenen Vordruck zu stellen^ die geforderten Unter­
lagen sind beizufügen .

ii ) Artikel 3 ^ dor DurchfXirungsverordirtrng gilt für alle Pamilienangehör1^cn
des Antragetollerss die innerhalb der Gemeinschaft oder in der Türkei
uohnen.

Mi

h'ar der Arbeitn^vasr ausschließlich nach den in Anhang III der Verordnung ( U;G)
1fr . 14O0/71 des Rates der Europäisches. G&neinschaft en voa 14 » Juni 1971 aufge­
führtes Recht cvorschriften versichert ., vardca dio Anträgo c?if Leistungen 'bei
Invalidität nach Artikel 39 Absätse ( l)j ( 2 ) und ( 3 ) und Artikel 40 der Verord–
zray; ( KiG ) Hr. 574/72 des Rates dor Europäischen Gemeinschaften voa 21 . Kärz
1072 bearbeitet .

Artikel 36

a) Die Anträge an? Laisturjgr-n bei Alt cr .? für Hinterbliebene und bei Invalidi­
tät in den von Artikel 35 nicht erfaßten Fällen Verden nach den Artikeln 41 »
42 » 44» 4o Ab j;ata ( l ) erster Uaterabsats, 48 und 49 Absats ( 2 ) der Verordnung
( S.'G ) Ivr. 574/72 des Rates der Europäischen Gemeinschaften von 21 . ISrz 1972
bearbeitet .

b ) Pemer galten folgende Bestissrauugeai
i ) Der bearbeitende Träger trägt in das in Artikel 42 Absatz 1 der Verord­

nung ( ir.Vvi ) : lr . 574/72 des Raten der Europäischen Gemeinschaften voa
. 21 . Ilars 1972 vorgesehene Forablatt dio Versicherung- oder Uohnseiten
ein, die nach den von ih-n an.su/res.denden Rechtsvorschriften surückgoicgfc
\vorden sind, und übermittelt eine Ausfertigung des Fozxiblatts den Träger

. der Versicherung ira Falle der Invalidität» des Alters und des Todes , '
( Renten) 0 c-lss Uitgliedataates» bei das der Arbeitnehmer versichert wer»
und fügt £;egebenerJ::illa die voa Antragsteller eingereichten Arbeitsbe­
scheinigungen bei .
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ii ) Joder dieser custändi^cn Träger ergänst das Forablatt durch die Angabe
der Vcrsicherungs- oder Uohaseitcns die nach den von iha aasiiuendondön
Recht r;vor3chrift en Erorüclrgelccrt trorden sind, und sendet es an den beer- .

■ beitenden Träger zurück» Uach Erhalt sämtlicher Formblätter mit iul^abo
der Versichcrü.n.73- oder Kolmacitcn übermittelt de? bearbeitende Träger
eine Ausfertigung der vollctänditf ausgefüllten Pomblätter jeden bet eilluv-
ten Träger^ der fiea nach Artikel 46 Aboata ( 2 ) der .Verordnung (?MC ) Hr .
1403/'fi deu Rates der Europäiachcn Gemeinschaften von 14. Juni 1971 "be­
rechneten theoretischen und tatsächlichen Lci ütun^c"b etrag darin einträgt
und dio Formblätter dera "bearbeitendes Trauer suriiehseudet .

iii ) Stellt der bearbeitend® Träger fest , claß Artikel 40 Absatz ( 2 ) oder Arti­
kel 43 Absatz ( 2 ) oder ( 3 ) der VerorcYamrj ( EWG) Hr . 1403/71 des Rates der
Europäischen Gern einschaften x"oa 14» Juni 1971 ananwenden ist 6 co unter­
richtet er hiervon dio anderen beteiligten Träger«

iv) Dciiert cliö Leistun^festStellung nehr als drei lienate und geht auo den
gedachten Angaben hervor^ daß ein. LeistungEinspruch in wenigstens einca
I5it Gliedstaat "best cht $ zahlt der bearbeitende Träger einen ar^oaessenen
riiddTorderberen Vorschuß.
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Art il:cl 37

Die verv:n2tungcn:i.saige und ärztliche Kontrolle wird nach IlaSgabe der Artikel 51
und 52 der Verordnung ( U,<G ) Hr. 574/72 des Rates der Europäischen Geaeinschal­
ten vom 21 » I-2irz 1972 durchgeführt» Diese Bestimmungen gelten auch daant uean
der Leictungscnpfänger in der Türkei wohnt»

Artikel 33

Die Zahlung der Leistungen erfolgt nach llaßgabe der Artikel 53 "bis 59 £er "Vor– •
ordmuxg (-£*C-) ITr» 574/72 des Rates der Europäischen Geneir.schaften voro 21 » I-Hlrs
1972» Wohnt der Leistungscapfänger in der T*ürkoi, erfolgt die Zahlung unmittel­
bar an diesen, sofern das zwischen dea betreffenden IlitGliedstaat und der Krkei
geschlossene Abkommen nichts anderes bestinnt »

Abschnitt 4 : Arbeitsrmf^ilö und Berufskrankheiten
\

* 1
Artikel 39

Für die Anwendung des Artikels 15 galten die Artikel 609 6lt 62t 64 erster Satz,
65? 66 1 709 73 und 74 der Verordnung (ElXl) Er* 574/72 des llates der Europiiicck.cn
Geneinschaften von 21 » liürz 1972»

Abschnitt 5 * Sterbegeld

Artikel 40

Für die Anx:endung des Artikels 16 gelten die Artikel 73 und 79 der Verordnung
(Eü'G) Kr » 1403/71 des Rates der Europäischen Geaeinschaften voa 14» Juni 1971 »

Abschnitt 6 s Fcnilicrtleistungen und –beihilfen

Artikel 41

Für die Anwendung der Artikel 18 und 19 gelten die Artikel 85 bis 89 der Ver­
ordnung ( S;G) Er» 574/72 des Hates der Europäischen Gemeinschaften voa 21. lELrz
1972.

Kapitel 5 – Fir^?.nzvcrschriften

Àr-tikcl 42 ' " ■ . '
«ΜβΜΜΜΜνίΜΙ

Die Artikel 93 bis $6 und die Artikel 98 bis 107 der Verordnung ( EüG) Kr» 574/72
des llates der Europäischen Gemeinschaften voa 21. Jdra 1972 gelten ebenfalls für
die Durchführung dieses Beschlusses«



17

ga-pit el 6 – Verschi edena Vcrschrift en

ArtilrcI
mmm IMI

Die Artikel 109 Ma 117 der Vcrordramg ( ir.:3 ) 2Tr . 574/72 <? es Eates der Europäi­
schen Gemeinschaften von 21* Mürz 1972 gelten ebenfalls für die Durchführung
diesem Verordnung. ,

/.rtvkel ."-4

Die Anhange der Verordnung (K jG) ITr. 574/72 des Raten der Europäischen Gencin–
Schäften von 21 » Märs 1972 gelten ebenfalls für dio Durchführung dieser Ver­
ordnung, . sofera in .Anhang II su dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist .

\

5?itel VI: ubeiv^an.TS– tmd Scblu3vorac^rift cn

1.Diese Verordnung . bc£,rü;adet kernen Anspruch für einen Zeitraun vor Cornea
Inkrafttreten»

2 . Pur die Feststellung des Zuspruchs auf Leistungen nach dienen Verordnung
verdea Ertliche Vcrsieheruageseitea sowie gögebcaeafall s auch alle Hssckäf-
tiguags- und Uohnzeiten "berücksichtigt , eio nach den Kaciitsvorcchriftca eines
ilitgliedstaats von Inkrafttretea dieser Verordnung zurückgelegt worden sind.

3. Ein Leistuiigsansprach wird auch für Ereignisse begründet , die vor den In­
krafttreten dieser Verordnung einheirate:! sinds soweit Absatz ( l ) nicht etwas
anderes bestirnt »

4 . Leistungen Jeder Art , die wogea der Staatsangehörigkeit oder des Uclmorts ,
des Eetroffcnea nicht festgestellt worden sind oder, corivrfc hab?n, verdea auf
Antrag des Betroffenen nach Inkrafttreten dieser Verordnung festgestellt oder
wieder gewährt , es sei denn, daß früher festgestellte Ansprüche durch Kapital–
abfiadmis abgegolten worden sind .

5 . Die Ansprüche voa Personen, deren Konto vor Lskrafitreten dieser Verordnung
festgestellt worden ist , können auf Antrag der betroffenen Personen unter Be­
rücksichtigung dieses Beschlusses neu festgestellt werden.
6 . Wird der Antrag nach Abeats(*l) oder Äbsats ( 5 ) innerhalb von zwei Jahren nach
Inkraf11rerb en dieser Verordnung renteilt , so werden clis Ansprüche auf Grv.v.5.
dieses Beschlusses mit Wirkung von diese« Zeitpunkt an. cr'.'orben p o!:ne daJJ der
betroffenen Person Auscchlußfristca oder Verjähruagsvorschriften eines HitGlied-
staates cntse-seasolialtea werden körnen«
7 » Wird der Antrag nach Absatz ( 4 ), oder Absata ( 5 ) erst nach Ablauf voa s;;ei
Jahren i;ach Inkrafttreten dieser Verordnung gestellt , so werden nicht ausge­
schlossene oder verjährte Aanprücl-e vorbehaltlich etwaiger sonstigerer üechts-
vorSchriften eines l;itgliedstaats voa Tag der Antratstollucg an erworben.
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Artikel 46

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat .
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• _ AinTJ\US i

(Artikel 26 der Verordnung) _
Für die Anwendung dieser Verordnung erhalten die Anhänge zur Verordnung (EWG )
Er. 14CG/Y1 des Rats der EuropLliECken GeaeinschaftGa vom -14« Juni I97I fol-
genden Uortlaut s ' ■ *
Anharv- I .

Unverändert .

Anhar. c" II!

unverändert

Anhc-n/* XV

Unverändert

Anh^n-''" v

A. Belricn

Unverändert

B. D'-inerj r>k

1 » ^Ziffer 1 erhält folgenden Wortlaut :
"1 * Alo üpbeitnehraer in Sinne dos Art ilcels 1 Buchstabe b ) Ziffer ii)

■ der Verordnung - 'ßilt jede Person, für die auf Grund der Ausübung
einer entgeltlichen Tätigkeit die Recht svorschriften über Arbeits­
unfälle und Berufokranldicit an gölten."

2 . Die Ziffern . 2 und 3 eind nicht anwendbar.

. 3 . Die Ziffer' 4 erhält folgenden TTortlauts
M4» Ii© in Artikel 19, Artikel 22 Abs . 1 a) und in Artikel 2Ca der Ver­

ordnung ( H.JG) Kr. 1403/71 des Kato der Europäisehen Geneinschafton
von 14 . Juni 1971 genannten Arbeitnehmer und Kent enberecht igt e sovrie
deren Familienangehörige erhalten» wann sio in Dänemark wohnen oder
«ich dort aufhalten, Sachleistungen untei* den gleichen Voraussetzun­
gen wie sie in den dänischen Rechtsvorschriften für Personen voi,~-
gesehen sind, deren Hinkünfte die in Artikel 3 des Gesetzes l .Tr . 311
voa 9 . Juni 1971 über den öffentlichen Gesundheit odiennt angegebene
Höhe nicht überschreiten, wenn die Kosten für diese Leistungen? vora

• Tr'igcr eines anderen iiitgl iedntaat a als Dänemark übernommen werden."

4^ Die Ziffer » 5 erhält folgenden Wortlaut :
"5 » Artikel 1 ( i ) Er, 2 des Gesetzes über die Altersrenten, Art . 1 fl )

Hr. 2 des Gesetzes über die Invalidität srenten und Artikel 2 ( l )
■ llr . 2 'des Gesetzes über die Witwenrenten und –'beihilfen gelten nicht
für Arbeitr.ßfjaer oder deren Hinterbliebene», die im Gebiet eines
anderen HitGliedstaats als Ir.nesaark oder der Türkei ivohnen."

5 . Diö Ziffer • 6 bleibt unverändert .
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6 , Die Ziffer 7 erhält folgenden Uortlaut :
"7 . Diese Verordnung berührt nicht die Übergangsbestimmungen der dänischen Ge-

ccizö voa 7® Juni 1972 über den Rentenanspruch der dänischen Staatsan­
gehörigen, die unmittelbar vor dea Zeitpunkt der Anträgstollu!^ während
einer bestiraraten Zeitdauer tatcaclilich in Dänemark gewohnt haben."

7 » Die Ziffer S erhält folgenden Uortlauts
"8 . Die Zeiten , während i^elchcr ein Grenzgänger, der inj Gebiet oines ande­

rem Iiitjli edst aat a als Däncaark v;ohnt , in Däncaark 'benerüftigt /jewssea
i.^t , {reiten hinsichtlich der dänischen Rechtsvorschriften a3s VJohncei–
ten . Das gleiche eilt für Zeiten, während v?elcher ein solcher Arbeit–
ncK-nc-r iu das Gebiet eines anderen Mitglicdotaata eis Dänemark ent­
sandt wird»"

3 . Die Ziffer 9 "bleibt unverändert .

9 « Die folgenden Ziffern 10, 11 und 12 sind einzufügen!
^10« Für dia Bestmuuiig des Anspruchs auf SachJ-oistun/^en nach Artikel 22

Ab3 . 1 Buchst , a ) der Verorderung ( SfG) Kr« 1402/71 des Rate c';cr Euro­
päischen Gemeinschaften voa 14« Juni 1971 bcseiCimet der Aufdruck
"PrjTi i1 i enangehöriger" jede Person, die nach der.i Gesotz über die öffent­
liche Gesundheit als Fanilicaangchöriger gilt ."

" 11« Für die Anwendung des Artikels 8 Absatz 2 der Verordnung auf die dä­
nischen Recht svorSchriften galten die Invaliditäts-, Alters- und 'Jit–
uenrenten al3 Leistungr-n gleicher Art._^/(l )

"12* Erv.drbt ein ArbGitnehaerT für den die Verordnung gilt , Ansprach auf
eins Invalidität arente auf Grund der dänischen Rechtsvorschriften, so
hängt dieser Anspruchserwerb von der Voraussetzung ah, daß der "betref­
fen:!« Arbeitnehmer während mindestens einca Jähr in Dänemark ge-.rohnt
hat und während dieser Zeit körperlich und geistig fähig war, eine
normale Beschäftigung auszuüben ."

C. Deutschland

I.Di® Ziffer' 1 erhält folgenden Uortlauts . N
"1 . Artikel 6 der Verordnung • berührt nicht die Bestimmungen, auf Grund de­

ren bei außerhalt der Bundesrepublik Deutschland eingetretenen Unfällen
(und zugezogenen Berufskrankheiten) soxäe außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland zurückgelegten. Zeiten keine Leistungen, oder Leistungen. rrur
unter beet inirat on Voraussetzungen gezahlt Vierden, wenn die JBerechtistca
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland wohnen»"

( l ) ITm* in dea Falle einsuf%en, vrena. (1er Hat dea Vorschlag für eine Verordnung
zur Änderung der Verordnungen p?, I4O0/7I und 574/72 aageaonraca hat » der die
gleichen Bestimmungen enthält*
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2 . Die Ziffern 2,5 » 6 und 7 bleiben unverändert .
3 . Die Ziffern 3 , 4 » 8 und " 9 sind nicht anwendbar *

D. Frankreich

1 . Die Ziffer 1 Buchstabe a ) erhält folgenden Wortlaut :
"l.a) Die Beihilfe für alte Arbeitnehmer wird entsprechend den nach den

französischen Rechtsvorschriften für französische Arbeitnehmer gelten­
den Vorausset zungen allen Arbeitnehmern türkischer Staatsangehörigkeit
gewährt , die im Zeitpunkt der Antragstellung in französischem Gebiet
wohnen".

%

2 . Die . Ziffer 1 Buchstabe b ) und die Ziffer 3 sind nicht anwendbar .

3 . Die Ziffern 2 und 4 bleiben unverändert .

E. Irland

1 . Die Ziffern 1 , 3 , 5 und 6 erhalten folgenden Wortlaut :
"1 . Als Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 1 Buchstabe b ) Ziffer ii ) der

Verordnung gilt jede Person , die gemäß Abschnitt 4 des Gesetzes von
1952 über die soziale Sicherheit und Sozialdienste ( Social Weifare Act

■ _ "> 1952 ) pflichtversichert oder freiwillig versichert ist ."
Die in Artikel 19 , Artikel 22 Absatz 1 a ) und in Artikel 28 a ) der
Verordnung ( EV/G ) Kr . I4O8/7I des Rates der Europäischen Gemeinschaften
vom 14 . Juni 1971 genannten Arbeitnehmer und Rentenberechtigten sowie
deren Familienangehörigen erhalten im Falle des Wohnens oder Aufenthalts .
in Irland sämtliche in den irischen Rechtsvorschriften vorgesehenen Sachr
leistungen kostenlos , wenn die Kosten für diese Leistungen dem Träger
eines anderen Mitgliedstaates als Iiland zufallen ."

"5 . Für die Bestimmung des Anspruchs auf Sachleistungen nach Artikel 22
Absatz 1 Buchstabe a ) der Verordnung ( EWG ) Kr . 1408/71 des Rates der
Europäischen Gemeinschaften vom 14 « Juni 1971 bezeichnet der Ausdruck
"Familienangehöriger" jede Person , die für die Anwendung der Gesetze von
1947 bis 1970 über den Gesundheitsdienst (Health Acts 1947-1970 ) als dem
Arbeitnehmer gegenüber unterhaltsberechtigt anerkannt ist ."

"6 . Für die Anwendung des Artiekls 8 Absatz 2 der Verordnung auf die irischen
Rechtsvorschriften gelten die Invalidität s-, Alters- und Witwenrenten .als
Leistungen gleicher Art ."

2 . Die Ziffer 3a bleibt unverändert^ ( l )
3 . Die Ziffern 2 und 4 sind nicht anwendbar .

4

F. Italien
*

Unverändert .

( l ) Kur dann beizubehalten , wenn der Rat den Vorschlag für eine- Verordnung zur
Änderung der Verordnungen Nr . 1408/71 und Nr . 574/72 angenommen hat , der
die gleichen Bestimmungen enthält .
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G* ItJTc-ilnrr,'?

1 . Ziffer 1 Dlelbi xarveründeri«

2 . Folgende Ziffern. 2 v.r/1 3 werden eingefügt 5

33ei der Gcafihraag dea rnvcr'lntlerlichen Teils der luxemburgischan
Kenten \;erden dio von nicht in Luxemburg irohnendcn Arbeitnehnicrn
nach den luxeaburgischcn Rechtsvorschrift cn curüchgc-legtea Versiehe-
neijsaeiten von 1 . Oktober 15572 an Uohascitcia gleichgestellt#"

3« Die Zulago sur Auffüllung der Iliniccrtrente sowie dc.r Zuschlc-g je
Kind bei den lur&rfmirgiaclien lionten werden zra gleichen. Anteil go–
vLUirt wie der unveränderliche Teil.V* ( i )

E. ïïiccTcrlr.ri.de

1. Ziffer 1 Buchstabe a) vrird durch folgenden Uortlrsut ersetzt s

wa) iler eine Altersrente nach, den niederländischen Rechtsvorschriften
• und erbleich eine Altersrente n^ch den Ecchtswrachriftcn eines

- anderen Il.it3lied3tae.tes besieht 5. eilt für die Anwendung des Arti­
kels 27 xind/oder 23 der VerorüKang ein Anspruchsbercchti^er in
"beau^ auf Scichleistungen^ sofern er die für die Zulaosung zur frei­
willigen Alt erskrankenver3ichenmg erforderlichen Verrusset zünden,
erfüllt ."

2 . Dio Ziffern 1 Buchstabe b) bis 4 "bleiben unverändert.

(1 ) Kur dann beizubehalten, wenn der Rat den Vorschlag für eine Verordnung
zur Änderung der Verordnungen Kr . 140Ö/71 und Kr . 574/72 angenommen hat ,
der die gleichen Bestimmungen enthält .
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X* VcrcJ.rn.~t on ÎCînirredch

Siffer 1 ist durch, folgenden Wortlaut zu ersetscn*

ll-XLs Arbeitnehmer im Sinne den /Artikels 1 Eachrrtabo b) Ziffer ii) das
Beschlusses gilt jede Feraonp die als Arbeiineiner aur Beitragsahlaas
verpflichtet ist»"

2« Die Ziffern 2S 3» 5 und 6 "bleiben unverändert »

3* rie Siffera 4 » 7 vjid 8 cincl nicl-.b aniruvenden.

4* Ziffer 9 wird durch folgenden Wortlaut ersetzt :
w9* Jedesnal t vreaa es die Rechtsvorschriften den Vereinigten Königreichs .

in Hinblick auf die Bssröndruij dos Lcistrinrcrxsprur.hs erfordere, irird
der nicht in eixtea Kitgliedst d.at oder dca- 'rürkei gifoorena türkische
Staatsangehörige dea in eine« siolchaa Stsat geborene® ata&tsaagcho«

■ rigai dos Vereinigte» ITonigrsichs rleicbge>SwOlli;».w

% Folgeado Ziffern 109 11 9 129 13 unci 14 sind MacusufiJgens

^10* Sei der Arc-iendiuig der Best icrayngen der Artikel 41 "bis 43 der Ver-
' Ordnung bleiben sowljl die vaa Versicherten nach den Rechtsvor–
:: nc-brif-tc.il de3 Vereinigten Königreichs entrichteten orbeitsentgclt«
bouogenen Beitrag® als such die nach &ear.clbc& Rechtsvorschriften

* • sa zahlenden örbeitsc^gcltbeaegeaen Leistungen bei -Ali. er euße?
Betracht * Ca diese Leistungen erhöht sieh, der auf Grund dieser
Rechtsvorschriften gesoSaiLäcta Lsiotuagsbetrsg» der entsprechend

. . den Bestimmungen der genannten Artikel als den Versicherten tat«,
cachllch geschuldete Leistung *rA exotttela ist»

II» Bei der Berechnung de» .farbcitaentgelto fiSr 0.ia Gewährung der in
den Rechtcrorscfcriften des Vereinigten Koni nichs vorgesehenen
catgcltbezogenen Zulage cu den. aeituoiligen Leistungen an Uitvcn
törd in Abweichung von irtilrcl 47 der Verordnung (UJC ) Ilr. 1400/71

; de3 Rates der Europäische» Geaeinschalten vo:a 14 » Juni 1971 dca
Arbeltnciraer für jode BeschäftSguagswoche, die er als iirbaitnelner

• nach, den lisohtsvorSchriften cinos caderen IlitglieSstaateo während
des ia Betracht lcossa enden Sicuoräahreo surückgelegt hat, ein Be­
trag in ITohe des durchschnittlichen l-Ioch^aurboi'fccntgelts engerech~
net9 das de» Wochendurciisofcaittsö&tz einer cntgcltbezogcaen Sulac©
entspricht s die laut Schätzungen ciaca männlichen bzw. weiblichen
irboitnehrÄcr l&hrend de3 laufenden Leistungjähres au schien sein

' • eird»
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12. FTr die Feststellt!»# dc3 Jbißpsv.cha satt 5achloist«ajea rc^a'iß Artikel <&.
Äbsats ( l ) Buchstabe a) der Yeror&ams ( S'-'G ) ITr . l^Gä/71 des F.ates der
^arop'.lischca Geraeinsciiaften von 14« Juni 1971 "boseieJuiat der Ai.icrlr-.iclc
nI\iailienansehörif;er5t jede Person? die ira Siaae des Cesetses über die
staatliche Versicherung oder i'.cx- Rechtsvorschriften. ilber irbsito^rille
des Ycroiaictea Königreichs als uatcrtialtaberecht igt eilt »

13. Bei der Aaueadtm# des Artikels 3 Absatz ( 2 ) der Verordnung auf die
Rechtsvorschriften dos Vereinigter. XönißTeiohes colton Invalidität
Alters- uad Witwenrente:» als Loisttsagea gleicher. Art .

14» Bei cler Anwendung des Erlasses über die nicht aa Boitins© geVaadeaca
Leistr^-i^n der sozialen Sichc.rL.cit und über die /^beitslosenversicliO'-'
TWig (Gibraltar) gilt jede Person? auf die .die Verordnung anwendbar 'ist
als i» Gibraltar wohnhaft* t;cam Bio ia eiaca MitGliedstaat wohnt .£/(!>

( ij Ihre dann "boicobehalteit^ wen» der Hat dea 'Vorschlag für eine Yorordanr.j
cur IxuLcsvzs dos» Vcrordauasca 2ä.% 1403/71 uad Hr. 574/72 aageacanea uat *
der die Gleichen Ikstir.snneea enthält *

«
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A!!TIA?T" IT
éwawtww i m ,WM > vmm

\Asßjesaßsns- dea irtücela 44- dQr Verordnung)^

Zur Purc'i£iilan'.&3 dieser Verordnung sind die Anhänge zur Verordnung_ (EWG )_
!>r . 574/72 des Kaies dor Ivjropllisciieii Gcneinschaf•£ ca. vos 21 . iiära 1972 wie
fol^t su än&eraz .

1 } Anhancf 1 wird &urch folgcn&osn Pyafc J*. vorvollct'indi^cs

"J. Turlcoi ...... w ( l )
2 ) In Äahasg 2j

a) ict Poiikt C , 2 a) i) uie fold; sm erg-Inson :
" «. falle die betreffende Person in der Türkei vrolmtf Lanclesvörsiclierii?r^–

cnstclt Obcr-
liittclfranlcca Er-^ruuih.

i>) crin-lt PrrJrfe C* 21b) i ) folgaado Paostmgs

(l ) ven den türlcisclien Esliordcn au verrollct'indisea
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b) bei Personen, die nach des deutschen taad
nerch den Hecht ovor3chrift es einen oder
riehrerer saderer lirSgliedcrfcaa'fcca oder ßcsr .
TrUrlroi versichert unren oder als versi­
chert galten* souie bei deren Hintcrolic–
benenî •

i ) 1: er.n der letzte Seitrag nach den deut«
schon Rechtsvorschriften z.vr ilcnt cnv&r–
Sicherung der Arbeit ei*1 entrichtet v?or–
don irrfcs

– sofera die betreffende Pes-soa aa Ge–
biet der Dand esrepablilc Seutcchland
außerhalb des Saarlands

- oder

– crJerhalb des Gobietca de? Standen–
ropuolil: 3>eatsc2jlcnd uobat und der
lotste nach dea deatnehoa iZccht~trar–
cchrificr gesohlt 3 Beitrag tax ciaeo
^rlgor Kit fiitü außerhalb des Saas?-»
1codes cniraclrcet ^ordea ictî

– falls der letzte nc.ch den Hechte–
Vorschriften eines enderen Ilit^Iied–
rAc^tcz oder der 'Pilr-cei entrichtete
£eitra;r aa einen Träger der d;i:ci–

' nonen Piostenvvsraicli&runs catrichtet
;-:orden iets

SjvLsiidesversicIaeruasaanstalt Schlciniiff-
Holstciaj Lübeck

– felis to letzte nach den Kcclits–
vorsciiriftoa eines a^dersa. Ilii-clied–
si&aicc oder der Türkei entrichtete .
Beitra? an einen IPfSg&p der iri­
schen oder britischen Hcatcaaversi-
cherung entrichtet uorden ist s Landecversicheran^canstalt Freie •und

Eanneetndt Ilanbrn^Ty Hamburg
– falls der letzte nach den Rechts–
Vorschriften easo anderen I-Iit^lied– ;
Staates eder der Türkei cntrieh.tc.to . t>
Beitrag erj. einen Träger der nieder– ,
rindicehen Kavcenvercichcrun» ent–
richtet vrorden iat : Landesversichernn^anatalt Westfalen«

Huastor

– fall» der letata nach den Rechts-
vorschriften cineo anderen Ilit^lied–
Staates oder der Tdr-Icci entrichtete
Beitrag na einen T'r'i^er der belgi­
schen Keixtsnv^rcicheri'ns entrichtet
-.iordsa iüts Lxideaversicheranssanc-talt 2xhcj.n–

provins» Ikisseldorf



- 26 -

vitmi c1 er letzte nr.ch den P.echt3vor–
cchriften eines anderen Kitslied–
atar.tea oder der Türkei entrichtete
£eitrc<r an einen iV'iger der italie­
nischen Rentenversicherung entrich­
tet worden ist 8

wenn der 1 et st o nach, den Rechtsvor-
schriften eines Kitgl iedotaat 63 oder i
der 'i :ir3:ei entrichtete Eoitra# cn
eir.f-n Träger der französischen oder
lttresaTjurgi schen Rcnt envero ichei*ung
entrichtet worden ist :

Y7CBII der lotste nach den Recht evor- .
Schriften oir.es snderon Mitglicdotaa-

Landesvorsicnerungsanstalt Schreiben,
Auga surg

t . i** i .

Lrjideaversichcrungaanstalt Khoinland-
Pfciz0 Speyer

tx-p.s vn einen Tr"^er der türkischen
Rentenversicherung entrichtet wer–
den ist :

sofern die "betreffendes Pernon ia
Gchiüt der Bundesrcp.ibl ik Deutsch­
land ira Sruirlsud

oder

außerhalb des Cetiets der Bundes–
repuhl ik Dsrutcchland wohnt void der '
letzte nach den deutschen Rechts-
vorschriften gezahlte Beitrag an
einen Tregor mit Sita ira Saarland
entrichtet worden icts

L?jridcBversicherrmg3anstalt Ober–
und Mittelfranken. Bayreuth

Landesvars icherunffBanstalt Saarlcnd,
Saarbrückcn
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3 ) la Lxùior.s 3 *

a) in Punkt C. 3 &) ißt folgende Ziffer viii ) hinzuzufügen;
"viii ) iia Verhältnis zur Krkeis Lfiadesvereiohcr«2215saastalt ,Oier*- -

Sitt al franker̂ I^jyrcuth
"b ) iat foIkender Punkt J hinzuzufu£cn :

"J. Türkei " ( l )

4 ) In Anhang 17 ;

a) ist Punkt C. 3 k ) durch folgende Ziffer viii ) z~z erMinsen :
"viii ) im Verhältnis zur Türkeis Lren&esversicheruris'canstalt Ober– trad

Kittelfr&nken. L^Teuth

"b ) ist folgender Punk:!; J. hinrasnfü^cn !
"J. Türkei ..." ( l )

(l , von den türkischen Behörden zu. vervoll ct'indigaa

4


